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§ 1. Vorbemerkungen. 

Um den Satz locus regit actmn zu erklären, ist es vor 
allem geboten, a priori, d. h. ohne Rücksicht auf den Sinn, 
welchen man ihm zu den verschiedenen Zeiten beilegte, 
die Bedeutung dieser Worte festzustellen. 

In wörtlicher Übersetzung ergiebt sich uns das Re- 
sultat: »Der Ort bestimmt die Handlung«, und mit An- 
wendung einiger Freiheit : der Ort bestimmt das Recht der 
Handlung, d. h. dasjenige örtliche Recht, nach welchem sie 
in allen ihren Beziehungen zu beurteilen ist. Fragen wir 
nun, welchem Orte dieser Einfluss hier zugeschrieben wird, 
80 kann es wohl kaum einem Zweifel unterliegen, dass 
derjenige Ort gemeint ist, an welchem die Handlung vor- 
genommen wird, oder genauer, an welchem der Handelnde 
zur Zeit seiner Einwirkung auf die Äussenwelt sich be- 
findet. Für den Fall, dass die räumlichen Beziehungen 
einer Handlung sich sämtlich auf den Ort ihrer Vornahme 
concentrieren, ist die Beurteilung nach dem Rechte desselben 
selbstverständlich, und es wäre tiberflüssig, jene Regel be- 
sonders hervorzuheben. Dieselbe hat also andere Fälle im 
Auge: Fälle, in denen eine Handlung mehrere verschiedene 
räumliche Beziehungen hat und es infolgedessen zweifelhaft 
sein kann, welche von diesen für die rechtliche Behandlung 
den Ausschlag giebt. Diesen Zweifel löst der Satz locus 
regit actum, indem er die Anweisung giebt, eine im Inlande 
vorgenommene Handlung nach inländischem Recht, eine 
im Auslande vorgenommene Handlung nach ausländischem 
Recht zu beurteilen. Inwieweit derselbe fllr das gemeine 
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Recht als geltend sieb darstellt, namentlich ob seine Be- 
deutung eine principielle oder ausnahmsweise ist: diese 
Frage soll in der vorliegenden Arbeit behandelt werden^ 
Wir werden diese jedoch nur dann aus dem Geiste 
unseres Rechtes heraus beantworten können, wenn wir 
zuvor die allgemeinen Grundsätze aufgefunden haben, welche 
das gemeine Recht fUr den Fall der Statutenkollision auf- 
stellt, d. h. ftlr den Fall, dass ein Rechtsverhältnis mehrere 
räumliche Beziehungen hat und daher vorerst ungewiss ist,, 
welche Beziehung für die rechtliche Beurteilung die ent- 
scheidende ist. Der Beantwortung unserer speciellen Frage 
soll daher eine kurze Entwickelung der allgemeinen Prin- 
cipien vorangehen, welche sich im gemeinen Recht für die 
Behandlung der EoUisionsfrage allmählich ausgebildet haben. 



§ 2. Einleitung. 

Demgemäss haben wir zunächst unseren Blick auf die- 
jenigen Rechtsquellen zu richten, welche als die Funda- 
mente des gemeinen Rechts anzusehen sind. 

1. Fttr das römische Recht ergiebt sich Folgendes.^) 
Ein civis Romanus wurde an sich und in seinem Verkehr mit 
anderen cives in jedem Falle nach dem nationalen Rechte^ 
dem jus proprium Romanorum, beurteilt, mochte das Rechts- 
verhältnis in Rom oder an irgend einem anderen Orte 
begründet sein; trat er aber in Beziehungen zu Peregrinen^ 
so wurde das römische Weltrecht angewendet: das jus 
gentium, quod apud omnes gentes peraeque custoditur. Was 
die Rechtsverhältnisse der Peregrinen anbelangt, so war 
für deren Beurteilung teils das eben genannte jus gentium^ 
teils ihr Heimatsrecht massgebend; inwieweit im einzelnen 
das eine oder andere zur Anwendang gelangte, kann an 
dieser Stelle nicht näher erörtert werden.^) Als später 

*) Archiv f. civil. Praxis Bd. XXIV (cit. Wächter XXIV) S. 242 f. 
Bar, Internationales Privatrecht, 1889, S. 17 f. 

') S. das Nähere bei Mommsen, Eömischea Staatsrecht, Bd. lll,, 
S. 747. 



unter Caracalla die Ciyität auf alle freien Eeichseinwohner 
ausgedehnt wurde, gelangte das römische Recht — wenn 
auch erst allmählich — zu gleichmässiger Anwendung auf 
die Bechtsverhältnisse aller Unterthanen, gleichviel ob im 
Inlande oder im Auslande begründet, und es lag mithin 
keine Veranlassung vor, für unsere Frage eine zu feineren 
Normen ausgebildete Theorie aufzustellen. 

In früherer Zeit wurde jedoch vielfach behauptet, dass 
mehrere Sätze der Justinianeischen Kodifikation sich auf 
den Widerstreit der Rechtsquellen beziehen, doch kann heut- 
zutage diese Ansicht, namentlich infolge der Darstellungen 
von Wächter und Savigny,*) als überwunden angesehen 
werden.^) Die hauptsächlich für jene Ansicht angeführten 
Stellen') haben keineswegs die Absicht, eine Entscheidungs- 
norm für den Fall abweichender Lokalrechte zu geben, 
sondern sie behandeln lediglich die Frage, nach welchem 
örtlichen Sprachgebrauch eine Willenserklärung auszu- 
legen ist. 

2. Was das kanonische Recht anbelangt, so ergiebt 
schon der Anspruch der Kirche auf Subordination der 
Staatsgewalt, dass sie ihrem Rechte eine absolute Geltung 
vindiziert und die Eventualität einer Kollision mit anderen 
Rechten für ausgeschlossen erachtet. Nichtsdestoweniger 
hat man versucht, auch eine Stelle aus dem Corpus Juris 
Canonici für jene Lehre anzuziehen: C. 1 X de spons. IV, L 
Allein auch diese Stelle ist missverstanden worden, denn 
für die Entscheidung derselben erscheint lediglich der Grund 



*) Wächter a. a. 0. Savigny, System des Römischen Rechts, 1849, 
Bd. Vm, S. 82. 

*) Gegen Savigny versucht mit geringem Erfolge M. Voigt zu 
polemisieren, welcher Jus naturale IV, S. 285 f. (Beil. XVI) eine 
Theorie >Über die Kollision der Rechte nach römischen Rechtsgrund- 
sätzen« entwickelt. 

») L. 34 D. de reg. juris 50,17 — L 6 D. de evict. 21,2 — 1. 1 
pr. D. de usuris 22,1. Cfr. dazu namentlich Glück, Erläuterung der 
Pandekten, 1797, Bd. I, S. 290. 
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als massgebead, das8 die Gesetze der Kirche übertreten 
sind. 1) 

3. Betrachten wir das deutsche Recht in bezng anf 
unsere Frage, so ergeben sich folgende Resultate. Die po- 
litische Zersplitterung der Germanen warf ihre Schatten 
auch auf das Gebiet des Rechts, und dies fand seinen na- 
turgemässen Ausdruck darin, dass jeder Stamm nach seinem 
besonderen Gesetze lebte. Ursprünglich wurden mit Aus- 
nahme der Römer, fUr welche die Geltung ihres Heimats- 
rechts anerkannt wurde, alle nicht Stammesangehörigen als 
rechtlos angeselien: also sowohl die Volksfremden als die 
Mitglieder anderer deutscher Stämme. Die einzelnen Stämme 
aber verharrten nicht auf einem exclusiven Standpunkte, 
sondern traten vielfach zu einander in Beziehungen. Im 
einzelnen auf die Grundsätze, welche sich im Verkehr 
der Stämme unter einander für die gegenseitige Beurtei- 
lung ihrer Angehörigen ausgebildet haben, namentlich 
auf die bestrittene Bedeutung des jus loci einzugehen, geht 
weit über den Rahmen dieser Arbeit hinaus;') desgleichen 
kann die Frage hier keine Erörterung finden, nach welchen 
Regeln Rechtsverhältnisse beurteilt zu werden pflegten, 
deren Träger verschiedenen Stämmen angehörten. Nur 
das im fränkischen Reich zur Geltung gelangte Grund- 
princip') ist kurz hervorzuheben, dass das Recht desjenigen 
Stammes, dem jemand durch seine Geburt angehört, in allen 
Beziehungen und überall auf ihn anzuwenden sei. Dies 
ist das sogenannte Personalitätsprincip oder Princip der 
persönlichen Rechte. 

Im Laufe des Mittelalters ist an dessen Stelle das 
Territorialprincip getreten.*) Diese Veränderung hängt zu- 



^) Zachariae in Themis, Zeitschrift von Elvers, 1830, Bd. II, 
S. 108. Savigny a. a. 0., S. 362. 

*) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte 1887, § 34; Heusler, Insti- 
tutionen des Deutschen Privatrechts, 1885, § 34. 

') Lex Ripuaria: XXX 1. 

*) ünger, österreichisches Privatrecht, 1868, S. 152. Schmid, Die 
Herrschaft der Gesetze nach ihren räumlichen und zeitlichen Grenzen, 
1863, S. 6. Wächter XXIV, S. 253. 



sammen mit der Umwandlang der Staatsverfassung, mit 
der Ausbildung des Feudalwesens, welche in diese Zeit 
fällt. Während nämlich bisher für den Begriff des Staates 
lediglich das persönliche Verhältnis zu den Unterthanen 
als wesentlich angesehen wurde, trat nun, namentlich unter 
dem Einfluss des Lehenwesens, das Princip der Territorial- 
hoheit in den Vordergrund: die Idee nämlich, dass jedem 
Staate innerhalb eines bestimmten abgegrenzten Gebietes 
die ausschliessliche Herrschaft und Ausübung der Hoheits- 
rechte zustehe. Aus diesem Princip der Territorialhoheit 
folgt zugleich das Princip des Temtorialrechts, eines Bechts, 
dem alle im Territorium befindlichen Sachen und alle Ein- 
wohner des Territoriums — ohne Bücksicht auf ihre Staats- 
angehörigkeit — unterstehen sollen. Da femer bezüglich 
der Fremden der Grundsatz der Bechtlosigkeit allmählich 
verschwindet und ihre Gleichstellung mit den Inländern für 
das Privatrecht die Begel wird, so kommt man bei kon- 
sequenter Durchführung des Territorialprincips zu dem Be- 
sultate, dass selbst alle Fremden dem Bechte des Territoriums, 
in dem sie sich aufhalten, unterworfen sind, und dass der 
Richter überhaupt kein anderes Becht als das seines Staates 
zur Anwendung zu bringen hat. 

Während früher^) meist angenommen wurde, dass der 
Grundsatz in dieser Exklusivität im Mittelalter gegolten 
habe, hat in neuerer Zeit namentlich Stobbe^) ausgeführt, 
dass auch schon damals Ausnahmen anerkannt gewesen 
sind. Die Begel allerdings bildete, dass der Bichter die 
Gesetze des eignen Territoriums anwendete, und dies stand 
in engstem Zusammenhange mit der Ausschliesslichkeit des 
Gerichtsstandes, derzufolge für Bechtsverhältnisse an Grund- 
stücken nur das Becht am Orte ihrer Lage, die sogenannte 
lex rei sitae, anwendbar war und für Schuldverhältnisse 
nur das Becht am Wohnsitze des Schuldners, der nur an 
diesem Orte belangt werden konnte.^) Inwieweit aber im 

^) XJnger a. a. 0., S. 152. 

*) Stobbe in Beckers und Muthers Jahrbüchern. Bd. VI, S. 43 f. 
Bar a. a. 0. S. 80. 

Sachsenspiegel 1 30 u. III 32. 
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einzelnen diese Begel aufrecht zu erhalten and inwieweit 
Ausnahmen zu machen seien, darüber bildeten sich in der 
Praxis feststehende Grundsätze nicht aus. 

Hier griflf im 1 6. Jahrhundert die deutsche Wissenschaft 
ein, welche auch hier wie immer unter dem Einflüsse der 
italienischen Jurisprudenz stand. Gedrängt durch das 
praktische Bedürfnis, da die zahlreichen Lokalstatuten 
Oberitaliens vielfach mit einander in Widerstreit gerieten, 
hatten die Postglossatoren sich der Kollisionsfrage be- 
mächtigt und ihre Beantwortung an einzelne Stellen der Justi- 
nianeischen Bechtssammlung geknüpft, welche sie fälschlicli 
auf diese Materie bezogen. ^) Sie gingen ebenfalls aus vom 
Standpunkte des Territorialprincips, von dem Satze: »Sta- 
tuta territorium non egrediunturc, und im Anschlüsse an 
diesen entwickelten sie die berühmte Statutentheorie, welche 
der Sache nach bis in unser Jahrhundert hinein die herr- 
schende gewesen ist.*) 

Aus dem Territorialprincip folgern sie: 

1. Der Staat hat gesetzgebende Gewalt über alle Per- 
sonen — und nur über diese — , welche im Terri- 
torium ihren Sitz haben. 

2. Der Staat hat gesetzgebende Gewalt über alle Sachen, 
welche im Territorium ihren Sitz haben. 

Je nachdem ein Gesetz principaliter die Person oder 
die Sache zum Gegenstand hat, ist es ein statutum personale 
oder reale. Seine statuta personalia kann der Staat nach 
dem eben entwickelten Grundsatze nur auf die Personen 
anwenden, welche in seinem Territorium ihren Sitz, ihr 
Domicil haben, nicht aber auf Ausländer, vielmehr sind 
diese auch ausserhalb ihrer Heimat nach deren statuta 
personalia zu beurteilen. Die statuta realia dagegen be- 
ziehen sich auf alle im Territorium befindlichen Sachen 
und sind daher auf diese, mögen sie Inländern oder Aus- 



^) NameDtlicli Bartolus ad c. 1 Cod. De summa trinitate. 
*) Über das Nähere cfr. Schaffner, Entwicklung des Internationalen 
Privatrechts, 1841, § 12—15. 



ländern gehören, gleichmässig anzuwenden. Anerkannt ist 
dies aber nur für Immobilien, während für Mobilien 
der Satz: »Mobilia ossibns inhaerent« Geltang erlangt. 
Demgemäss sind sie als am Domicil ihres Besitzers 
gelegen anzusehen nnd dessen statuta personalia für sie 
massgebend. Gleichzeitig gelangt auch die Kegel zur An- 
erkennung, dass für die Form eines Rechtsgeschäfts der 
Ort seiner Vornahme bestimmend ist: »locus regit actum.« 
Diese Regel dehnt man im Laufe der Zeit auch auf Inhalt 
und Wirkung der Rechtsgeschäfte aus, indem man eine 
ireiwiUige Unterwerfung der Parteien unter das Recht des 
Ortes der Vornahme fingiert, und gelangt schliesslich dazu, 
iäogar fUr andre Handlungen, namentlich Delikte, die Geltung 
des Satzes zu behaupten. So stellte man bald den statuta 
personalia und realia noch die sogenannte statuta mixta^) 
an die Seite, unter welchen die Gesetze über Handlungen 
zu verstehen sind. 

Dies sind die Grundzüge der Statutentheorie, welche 
seit der Zeit der Postglossatoren die herrschende gewesen 
ist, und welche auch bei den deutschen Bearbeitern unserer 
Lehre im Mittelalter und noch lange nachher immer wieder 
2U Tage tritt: zwar weisen dieselben häufig die Annahme 
eines solchen Standpunktes entschieden zurück, thatsächlich 
aber vermeiden sie meist nur die oben berührte Termino- 
logie, während sie in der Sache denselben Grundsätzen 
huldigen.*) Was aber die Einzelheiten dieser Lehre an- 
belangt, so sind die Anhänger derselben in den meisten 
Punkten untereinander uneinig. Schon als lediglich die 
Zweiteilung in statuta personalia und statuta realia bestand, 



*) Andere begreifen darunter die Gesetze, welche Person und 
Sache zugleich betreffen; so z. 6. die Vorschrift: ut filius familias tes- 
tamentum ne condat de rebus immobilibus. 

•3 Cocceji, De fundata in territorio et plurium locorum con- 
•currente potestate in dessen £xercit. curios., vol. 1, 1684, Tit. Y No. 1, 
Tit. YIII § 18, femer auch Hertius, De coUisione legum, 1688, in den 
Opuscula I, Sect. IV, § 4—10. Hofacker, Principia juris civilis Ro- 
mani-Germanici, 1788, Bd. I, § 137—147. 
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stritt man vielfach darüber, welche statuta vorwiegend die 
Personen und welche die Sachen betreffen. Als man diesen 
dann die statuta mixta zur Seite stellte, wurde die Sacher 
noch schlimmer. Viele leugneten überhaupt die Berechti- 
gung dieser Dreiteilung, weil sich schliesslich alles Recht 
auf Handlungen beziehe und nur, insoweit eine Handlung ia 
Frage stehe, ein Eingreifen der Rechtsordnung als gerecht* 
fertigt sich darstelle. Aber auch die Anhänger jener Tei- 
lung gehen wieder hauptsächlich darin auseinander, dass^ 
die einen ^) die statuta mixta lediglich ftLr die forma actu» 
als entscheidend betrachten, während die anderen diesen 
Gesetzen die Handlung teils allgemein, teils wenigstens in 
vielen Beziehungen unterstellen wollen.*) Endlich findet 
man bei den neueren Anhängern der Statutentheorie hin- 
sichtlich der Terminologie ein anderes Einteilungsprincip* 
Die ältere Theorie hatte nämlich die statuta nach dem im 
Gesetze behandelten Gegenstand unterschieden:^) in per- 
sonalia, realia und mixta, je nachdem ein Gesetz sich auf 
Personen, Sachen oder Handlungen principaliter bezieht; 
die neuere Theorie dagegen nimmt zum Ausgangspunkte 
ihrer Unterscheidung das räumliche Geltungsgebiet des 
Gesetzes"^) und bezeichnet demgemäss mit statuta personalia 
die Gesetze des Wohnorts einer Person, mit statuta realia 
die Gesetze des Orts, wo eine Sache liegt, und mit statuta 
mixta endlich die am Orte der Vornahme einer Handlung 
geltenden Gesetze. Immer aber sind hier alle Territorial- 
gesetze gemeint, mögen sie Personen, Sachen oder Hand- 
lungen zum Gegenstand haben. Abgesehen von diesen 



*) Hertius a. a. 0., Sect. IV, § 10, Hofacker a. a. 0. § 142 u. A. 

*) Bartolus a. a. 0., Cocceji a. a. 0. Riccius, Entwurf von Stadt- 
gesetzen, 1740, II 15, § 1 1 f. 

^) So wurden z. B. Gesetze, welche die persönliche Fähigkeit, über 
eine Sache zu verfügen, besonders die test. facti6 activa betrafen^ 
meist als statuta realia angesehen. 

*) Thibaut, Pandekten, 1818, § 38; Kierulff, Theoriedes Gemeinen 
Civilrechts, 1839, Bd. I S. 75 f.; Schweppe, Römisches Privatrecht^ 
1828, § 20 a. 



Verschiedenheiten finden wir aber auch bei denen, welche 
die technischen Ausdrücke überhaupt vermeiden, dass sie 
in Bezug auf die Einzelheiten fast in allen wesentlichen 
Punkten von einander abweichen,^) und so ist entschieden 
derjenigen Ansicht gegenüberzutreten, welche infolge einer 
angeblichen, durchaus nicht erwiesenen Übereinstinunung 
von Theorie und Praxis für alle Hauptpunkte jener Lehre 
ein deutsches Gewohnheitsrecht als begründet annimmt.^ 
Für einzelne Punkte aber hat sich allerdings ein festes 
Gewohnheitsrecht gebildet, das wir denn auch, insoweit es 
sich nachweisen lässt, zu beachten haben. 

Drei Jahrhunderte lang ist gemeinrechtlich die Statuten- 
theorie die herrschende gewesen, und auch in die Gebiete 
der Partikularrechte hat sie Eingang gefunden; namentlich 
das Preussische Landrecht, der Code civil und das Oster- 
reichische bürgerliche Gesetzbuch stehen auf ihrem Boden. *) 

Einer kritischen Betrachtung aber kann jene Lehre 
nicht Stand halten; denn die Gesichtspunkte, welche ihrer 
Distinktion zu Grunde liegen, können nur einer oberfläch- 
lichen Bechtsanschauung genügen. Im Recht Personen, 
Sachen und Handlungen zu unterscheiden und streng von 
einander zu sondern, ist ein willkürlicher und irreftlhrender 
Schematismus, und die daraus resultierende Ungenauigkeit 
und Unsicherheit in der Bechtsanwendung muss eine neue 
Kette von Kollisionen zur Folge haben. Denn da die 
Sachen nur in ihren persönlichen Beziehungen für das 
Becht bedeutsam sind und auch eine Handlung ohne han- 
delnde Personen nicht gedacht werden kann, so kommen 
auch die statuta personalia wieder mit den statuta realia 
und mixta in Kollision, und dasselbe gilt für die statuta 
realia und mixta untereinander, wenn Handlungen in bezug 
auf Sachen in Frage stehen. Eine principielle Trennung, 

Schmidt a. a. 0. S. 9. Wächter XXIV, S. 255-261. Savigny 
a. a. 0. S. 123 f. 

*) Kierulff a. a. 0. S. 75 f., Thibaut a. a. 0. § 38. 

•) Förster, Preussisches Privatrecht, 1865 § 11. Zachariae, Fran- 
zösisches Civilrecht, 1853, Bd. I, § 31; a. 1. Unger a. a. 0. S. 158. 



10 

wie sie diese Theorie aufstellt, ist als unbegründet und 
ungenau abzulehnen. Dasselbe gilt für ihre Resultate. 
Allerdings ist richtig, dass die Person mit ihrem Wohnsitz, 
die Sache mit dem Orte, wo sie sieh befindet, und die 
Handlung mit dem Orte, wo sie zu Tage tritt, durch ein 
natürliches Band verknüpft ist, aber diese natürliche Be- 
ziehung gewährt uns noch nicht die Norm, welche ftlr die 
Beurteilung des BechtSYcrhältnisses massgebend ist, viel- 
mehr nur — in der Regel wenigstens — einen Fingerzeig 
für das Auffinden derselben. 

Seit dem Anfang dieses Jahrhunderts vrird die Sta- 
tutentheorie allgemein verworfen. 

Zur Lösung der EoUisionsfrage wurden nun zahlreiche 
andere Principien aufgestellt. Denjenigen, welche keine 
weitere Verbreitung und Anerkennung gefunden haben, soll 
nur eine ganz kurze Kritik zu Teil werden. 

1. Da jedes Recht als eine seinem Subject zustehende 
Macht, als eine Eigenschaft der Person erscheint, so soll 
auch immer ftir das anzuwendende Recht der Wohnsitz der 
Person als bestimmend angesehen werden.^) Diese Ansicht, 
eine Abart des Personalitätsprincips, lässt die Frage offen, 
welches Gesetz auf ein Rechtsverhältnis, das mehrere Per- 
sonen betrifft, anzuwenden sei, und bedarf daher keiner 
weiteren Wideriegung. 

2. Andere gehen von dem Grundsatze aus, dass wohl- 
erworbene Rechte zu schützen seien.*) Aber erstens hat 
nur diejenige Gesetzgebung, auf Grund deren ein Recht 
erworben wurde, dasselbe zu schützen, andererseits ist die 
Frage nicht beantwortet, nach welchem Gesetz der Erwerb 
des Rechts zu beurteilen ist. Eine Verwandtschaft zeigt 
die Ansicht, welche jedes Rechtsverhältnis nach dem Rechte 
des Ortes beurteilen will, wo es existent geworden ist.**) 



») Eichhorn, Deutsches Privatrecht, Bd. I, 1836, § 27. Thibaut a. 
a. 0. § 38. 

') Titius, Juris privati Bomani Germanici lib. I, 1824 Cap. X, 
§ 10, 44. Glück a. a. 0. S. 400. Cocceji a. a. 0. tit. VII, § 5. 

8) Schaffner a. a. 0. S. 40. 
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3. In Berücksichtigung der modernen Verkehrsbeziehungen 
anter den civilisierten Völkern,^) sowie namentlich vom 
Standpunkt der internationalen Handelsinteressen ist femer 
entschieden die Ansicht zu verwerfen, welche in Durch- 
ftthmng eines exclusiven Territorialprincips für alle zur 
Entscheidung des Richters gelangenden Verhältnisse die lex 
fori als grundsätzlich anwendbar betrachtet.^) Zugleich 
Aihrt sie, wenn die Kompetenz mehrerer Gerichte begründet 
ist, zu dem unhaltbaren Sesultate, dass dem Kläger durch 
die Wahl des Gerichtsstandes mittelbar auch die Wahl des 
massgebenden Rechts zustände. 

Allen diesen Theorien ist es nicht gelungen, sich ein 
grösseres Ansehen zu verschaffen. In neuerer Zeit stehen 
sich hauptsächlich zwei Ansichten gegenüber, die in ihren 
wesentlichen Bbnkten im folgenden darzulegen sind. 

Wächter, der Hauptvertreter der einen, welcher unsere 
Frage ebenfalls vom Standpunkte des Territorialprincips 
aus behandelt, stellt folgende Grundsätze auf:') Wenn ein 
Rechtsverhältnis, welches in Beziehungen zum Auslande 
steht, zur Kognition unserer Gerichte gelangt, so haben 
diese zunächst zu fragen, ob unser Recht etwa über die 



*) Die Frage, ob das moderne Völkerrecht in seiner Entwicklung 
soweit gelangt ist, dass durch positive Normen desselben eine An- 
wendung des in Frage stehenden ausländischen Rechts auf ausländische 
Verhältnisse geboten wäre, kann hier nur kurz gestreift werden. 
Meines Erachtens ist dieselbe — abgesehen von besonderen Vertrags- 
bestimmungen — zu verneinen. Wenn also ein Staat das exklusive 
Territorialprincip auf die internationalen Privatrechtsverhältnisse zur An- 
wendung bringen würde, so läge nach unserem Dafürhalten darin nicht 
eine Verletzung seiner völkerrechtlichen Pflichten, sondern eine an und 
f%lr sich rechtmässige Ausübung seiner Hoheitsrechte innerhalb der 
Schranken des Völkerrechts. Jedoch vom Standpunkte der Völkersitte, 
der oomitas gentium aus erscheint die starre Durchführung des Terri- 
torialprincips, weil dadurch die Rechtsordnungen anderer Staaten 
ignoriert werden, als eine summa iniquitas und ist daher zweifellos 
zu verwerfen. 

') Pütter, Das praktische Europäische Fremdenrecht, 1845, S. 3 f. 
Pfeiffer, Das Princip des internationalen Privatrechts, 1851, S. 2, 21* 

») Wächter XXIV, S. 261 f. 
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Anwendang ausländigchen Bechts für diesen Fall eine aus- 
drückliche Anordnung enthält : soweit eine solche Vorschrift 
vorhanden ist, hat unser Richter natürlich das ausländische 
Becht seiner Entscheidung zu Grunde zu legen. Dasselbe 
muss aber auch gelten, wenn eine solche ausdrückliche 
Vorschrifk zwar nicht existiert, wohl aber Sinn und Geist 
der Gesetze, welche sich auf das konkrete Bechtsyerhältnis 
beziehen, das ausländische Becht als das massgebende 
erkennen lassen. 

Sind diese Voraussetzungen aber nicht gegeben, dann 
soll unser Bichter lediglich nach unserem Bechte ent- 
scheiden. Wächter kommt also zu dem Besultate, dass 
unser Bichter auch ausländische Verhältnisse nach unserem 
Becht zu beurteilen hat, ausser wenn infolge einer aus- 
drücklichen Vorschrift oder nach Sinn und Geist unserer 
Gesetze das Gegenteil anzunehmen ist: das heisst aber 
nichts anderes, als dass im Zweifel die lex fori massgebend 
ist. Zu welchen Ergebnissen diese Ansicht ftlhrt, ist bereits 
auf S. 11 hervorgehoben. 

Die Unrichtigkeit des Wächterschen Standpunktes ist 
schlagend nachgewiesen von Savigny, dessen glänzendem 
Geiste es gelungen ist, das ftlr die Lösung unserer Frage 
massgebende Prinzip zu finden.^) Seine Deduktionen sind 
folgende: Wenn die Völker aus ihrer Exklusivität heraus- 
treten und ihr gegenseitiger Verkehr ein innigerer wird, 
so fährt schon der Egoismus, die Bücksicht auf den eigenen 
Vorteil, den das Princip der Beciprocität gewährleistet, 
die einzelnen Staaten dazu, den starren Territorialgrundsatz 
fallen zu lassen und in der Beurteilung der Bechtsver- 
hältnisse die Fremden den Unterthanen gleichzustellen. 
Diese Bechtsgleichheit ist aber nicht schon als durchgeführt 
anzusehen, wenn die principielle Zurücksetzung verschwunden 
ist und die Fremden in allen Beziehungen nach demselben 
Becht wie die Einheimischen beurteilt werden, vielmehr ist 
sie erst dann voll erreicht, wenn die Bechts Verhältnisse, 



^) Savigny, a. a. 0., S. 26. 
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welche ihrer Natur nach dem Ausland angehören, im In- 
lande dieselbe Beurteilung wie im Auslande erfahren.') 
Denn jedes Rechtsverhältnis untersteht seiner Natur nach 
einem bestimmten örtlichen Recht, und es handelt sich 
also immer darum, die entscheidende räumliche Beziehung 
desselben und hiermit das massgebende Recht aufzufinden; 
dieses hat dann sowohl der inländische als der ausländische 
Richter der Beurteilung des Rechtsverhältnisses zu Grunde 
zu legen. ^) Nur dann kann der Kläger nicht durch eine 
eventuelle Wahl des Gerichtsstandes auf das anzuwendende 
örtliche Recht Einfluss üben, und so wird man eine Ver- 
letzung dieses obersten Grundsatzes der Rechtspflege ver- 
meiden, dass der Prozess nicht bestimmt ist, neue Rechte 
zu schaffen, sondern nur bestehende anzuerkennen. 

Was die VoriBrage anbelangt, welchem Ort ein Rechts- 
verhältnis seiner Natur nach angehört, wo es im Räume 
seinen Sitz hat, so können wir diese nur dann richtig be- 
antworten, wenn wir anerkennen, dass ein allgemeines 
Princip überhaupt hier nicht aufzustellen ist, die Fest- 
stellung vielmehr in concreto erfolgen muss. 

Allein auch wenn der Richter im Einzelfalle festgestellt 
hat, dass das Rechtsverhältnis im Auslande seinen Sitz 
hat, so wird er doch unter Umständen das ausländische 
Recht nicht zur Anwendung bringen dürfen.^) Vielmehr 



^) Da auf diese Weise die einzelnen Staaten als Glieder einer 
grossen, die civilisierte Welt umfassenden Bechtsgemeinschafb auf- 
gefasst werden, so ist es natürlich, die Kollision der Gesetze ver- 
schiedener Staaten und die Kollision der Partikulargesetze eines Staates 
nach denselben Grundsätzen zu behandeln. Daher werden diese beiden 
Fälle hier nicht unterschieden. 

*) Thöl, der im wesentlichen unter dem Einflüsse der Savignyschen 
Deduktionen steht, sagt, dass dasjenige Recht anzuwenden ist, welches 
tiber das fragliche Rechtsverhältnis bestimmen will. Wenn nun aber 
mehrere wollen? 

') Rechtsnormen, welche die Anwendung ausländischen Rechts 
ausschliessen, pflegt man prohibitive oder zwingende zu nennen. Hier- 
mit sind jedoch nicht diejenigen zu verwechseln, welche die übliche 
Terminologie im Gegensatze zu den Dispositivgesetzen mit zwingenden 
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sind von dem obigen Grundsatz principielle Aasnahmen 
anzuerkennen. 

Sayigny unterscheidet hier zwei Klassen von Fällen: ^) 

1. Wenn solche einheimische Gesetze in Frage stehen^ 
welche ihren Grund und Zweck haben nicht lediglich im 
Interesse der Personen als Träger der Rechte, sondern 
vorwiegend in sittlichen Gründen und Rücksichten des 
öffentlichen Wohls. 

2. Wenn Rechtsinstitute in Frage stehen, welche das 
einheimische Recht nicht anerkennen. 

Allein durch Statuierung so weitgehender Ausnahmen 
würde einerseits ohne ausreichenden Grund den bei weitem 
meisten Normen der hier in Frage stehende exklusive 
Charakter beigelegt werden, andererseits wird es kaum 
gelingen, namentlich für die Beurteilung der zweiten Klasse^ 
einen nicht ganz willkürlichen Massstab aufzufinden. Viel* 
mehr wird der richtigen Ansicht zufolge nur dann Veran- 
lassung gegeben sein, das fremde Recht auszuschliessen, 
wenn die Anwendung unserer Rechtsordnung oder unserer 
Moral in verletzender Weise widersprechen würde.*) Dies 
ist aber der Fall: 

1. Wenn ein inländisches Gesetz ausdrücklich oder 
seinem klaren Sinne nach auch auf fremde Rechtsverhält- 
nisse Anwendung finden will. 



bezeichnet. Denn zwingend im letzteren Sinne ist z. B. auch ein 
Gesetz, welches das Alter für die Volljährigkeit statuiert, und nichts- 
destoweniger behandeln wir einen Ausländer, der diese Altersstufe 
noch nicht erreicht hat, auch bei uns für volljährig, wenn er in seiner 
Heimat dafür gilt. Rechtssätze dieser Art finden nur auf solche Ver- 
hältnisse Anwendung, welche ihrer Natur nach dem Inlande angehören, 
und wollen wir sie daher absolute oder zwingende Gesetze im terri- 
torialen Sinne nennen, während zum Unterschiede die hier in Frage 
stehenden Rechtsnormen als zwingend im internationalen Sinne be- 
zeichnet werden sollen. 

Savigny a. a. 0., S. 32—39. 

*) Ähnlich Bar a. a. 0., S. 127. Mommsen im Archiv f. civil. 
Praxis, Bd. 61, S. 194. Seuffert, Archiv XVII, 111. R. 0. H. G.: XXV, 
S. 55. R. G. E.: XU, S. 811. 



15 

2. Wenn das Besultat, am dessen Herbeiführung es sich 
handelt, nach den Principien unseres Bechts und unserer 
Moral als ein verwerfliches anzusehen ist. Wenn also 
ein Orientale in seiner Heimat, wo die Polygamie erlaubt 
ist, bereits eine oder mehrere Frauen hat, so wird es ihm 
bei uns schlechterdings unmöglich sein, eine weitere Ehe 
einzugehen, weil das in Frage stehende Resultat, da& 
eheliche Leben mit mehreren Weibern, nach unseren 
Grundsätzen als unsittlich erscheint. Dagegen wäre es un- 
billig, den Söhnen, welche nach dem Tode ihres Vaters die 
Herausgabe seines bei uns befindlichen Vermögens bean- 
spruchen, dieselbe deshalb zu verweigern, weil unser Recht 
das Verhältnis, dem sie ihre Entstehung verdanken, die 
Polygamie, nicht anerkennt; denn das Resultat, welches 
hier realisiert werden soll, ist als verwerflich nicht an- 
zusehen. 

Dies sind, mit Ausnahme der letzten geringen Ab- 
weichung, die Grundzüge der Savigny sehen Theorie. 
Vergleichen wir dieselbe mit dem Wächterschen Princip, 
so ergiebt sich folgendes: 

Wächter will auch auf ausländische Verhältnisse das 
inländische Recht anwenden, soweit nicht infolge ausdrück- 
licher Vorschrift oder aus Richtung und Geist unserer Ge- 
setze das Gegenteil anzunehmen ist. 

Savigny will auf ausländische Verhältnisse das für 
sie massgebende ausländische Recht anwenden, soweit 
nicht infolge ausdrücklicher Vorschrift oder nach unseren 
rechtlichen und sittlichen Grundsätzen das Gegenteil an- 
zunehmen ist.^) 

Es ist nicht zu verkennen, dass die letztere Theorie 
den modernen Anschauungen über die gegenseitigen Be- 
ziehungen der civilisierten Völker zu einander mehr ent- 



*) Aus dieser Theorie folgt zugleich, dass der Richter nicht nur 
auf Antrag der Partei, sondern von Amtswegen auf ausländische Ver- 
hältnisse das massgebende ausländische Becht anzuwenden hat. 
R. 0. H. G. Vn, S. 6. Vm, S. 152. XVIU, S. 218. Haben sich 
jedoch die Parteien nicht auf dieses berufen, so darf er der herrschen- 
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sprechend ist. Sie ist denn auch von den meisten neueren 
Scbriitstellem adoptiert worden^) und hat auch einen 
wesentlichen Einfluss auf die Entscheidungen des Beichs- 
gerichts ausgeübt, sodass sie als die heutzutage in Theorie 
und Praxis herrschende anzusehen ist. 

In Gemässheit dieser Principien ist also vom Stand- 
punkte des heutigen gemeinen Rechts die Frage der Statuten- 
kollision zu lösen. 

Nach dieser allgemeinen Auseinandersetzung können 
wir jetzt an die wesentlich von jenen Grundsätzen ab- 
hängige Beantwortung unserer speciellen Frage herantreten, 
ob und inwieweit eine Handlung, welche mehrere räumliche 
Beziehungen hat, dem Kecht des Ortes ihrer Vornahme 
untersteht, oder mit anderen Worten, was der Satz locus 
regit actum für das heutige gemeine Becht bedeutet.^) 



§ 3. Versuche einer principiellen Rechtfertigung 

des Satzes. 

Zunächst wollen wir die einzelnen Versuche betrachten, 
welche angestellt worden sind, um den allgemeinen Satz, 
dass eine Handlung dem Becht am Orte ihrer Vornahme 
untersteht, historisch oder principiell zu rechtfertigen. 

•den Ansiclit in der Praxis zufolge im Zweifel stets präsumieren, dass 
das fremde Recht mit dem inländischen übereinstimmt. R. Gr. E. 
XXI, No. 24,1. Seuffert Archiv, XXXV, No. 253. Soll aber das 
ausländische Recht angewendet werden und ist dieses dem Richter 
unbekannt, so ist nach unserem Prozessrecht allerdings die Partei zur 
Mitwirkung bei der Ermittelung verpflichtet > C. P. 0. § 265. 

*) Stobbe, Deutsches Privatrecht, 1882: S. 205. Beseler, Deutsches 
Privatrecht, 1873: S. 49. Gerber, Deutsches Privatrecht, 1873: § 32. 
Windscheid, Pandekten, 1887: § 35. Demburg, Pandekten: § 45. 
Eörster, a. a. 0.: § 11. Unger, a. a. 0. § 22, 51. Auch Bar a. a. 0. 
stimmt im Princip mit Savigny überein. 

*) Wir beschränken uns hier lediglich auf die materielle Seite der 
Frage. Für den Prozess ist die principielle Geltung der lex fori als 
der Natur der Sache entsprechend anzusehen. Ausnahmsweise aber 
wird auch hier der richtigen Ansicht nach der Satz locus regit actum 
massgebend sein. Denn eine im Auslande vorgenommene prozessuale 
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1. In früherer Zeit wurde der Satz in der Kegel aus 
dem römischen Beeht abgeleitet und mit Stellen aus der 
Justinianeischen Eodification belegt. Aus diesen wurde ver- 
schiedenes herausgelesen: die einen bezogen sie auf die 
Form der Geschäfte,^) die andern auf die materiellen Er- 
fordernisse und Rechtsfolgen derselben ^) und machten sie 
zum Ausgangspunkte ihrer diesbezüglichen Erörterungen. 
Das mchtige aber ist, anzuerkennen, dass die römischen 
Juristen diese Fragen überhaupt gar nicht in den Kreis 
ihrer Besprechungen gezogen haben und dass, wie bereits 
oben S* 3 bemerkt wurde, die in Betracht kommenden 
Stellen des Corpus Juris Civilis eine andere Beziehung 
haben. 

2. Andere rechtfertigten den Satz vom Standpunkt der 
alten Statutentheorie, welche im Recht Personen, Sachen 
und Handlungen unterschied und für Handlungen ihre 
natürliche Beziehung zum Orte der Vornahme als aus- 
schlaggebend für die rechtliche Beurteilung ansah. Die 
Unhaltbarkeit dieser Theorie ist bereits oben S. 9 nach- 
gewiesen. 

3. Auch aus dem Territorialprincip unmittelbar dedu- 
cierte man, dass alle Handlungen der Staatsgewalt des 
Territoriums, in dem sie vorgenommen werden, unter- 
worfen und daher nach dem Recht desselben zu beurteilen 
sind.®) Allein daraus, dass der Territorialgewalt formell 

Handlung, welche dem inländischen Eecht nicht, wohl aber dem aus- 
ländischen Recht entspricht, wird man der richtigen Ansicht nach 
wenigstens dann gelten lassen, wenn es den Handelnden unmöglich 
gewesen ist, die Handlung anders vorzunehmen, und die Handlung 
für den Prozess unerlässlich ist. R. G. E. H, S. 100. Für manche 
Prozesslagen ist diese Rücksichtnahme auf das ausländische Recht 
geradezu vom Gesetz geboten: C. P. 0. §§ 329 U, 661 L 

*) Pütter, Auserlesene Rechtsfälle, 1809, Bd. III, Abt. 1, S. 80. 
Hertius a. a. 0. 

') Brauns Erörterungen zu Thibaut, 1831, Bd. I, S. 58. Hommel, 
Rhapsodia quaestionum in foro quotidie obvenientium, 1782, Obs. 409. 

•) Kori i. Archiv f. civil. Praxis, Bd. XXVII, S. 309. Westphal, 
Deutsches Privatrecht, 1783, S. 32. 

2 
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die Befugnis zusteht, den Bereich ihrer Macht auf alle in 
ihrem Gebiete Yorgenommenen Handlungen auszudehnen, 
folgt noch nicht, dass dies immer und in allen Beziehungen 
geschehen wird. In keinem Falle aber ist daraus eine 
Verpflichtung der andern Staaten abzuleiten, auf jene 
Handlungen, wenn sie in ihrem Gebiete zur Beurteilung 
gelangen, das fremde Recht zur Anwendung zu bringen. 

4. Das dieser Ansicht zu Grunde liegende Princip 
wurde, besonders im 17. Jahrhundert, von vielen Anhängern 
auf die Spitze getrieben, indem dieselben alle im Lande 
sich aufhaltenden Fremden während der Zeit ihres Auf- 
enthalts als inländische Unterthanen, als sogenannte subditi 
temporarii oder transeuntes, ansahen und aus diesem 
Unterthanenverhältnisse den Grundsatz ableiteten, dass jene 
in Bezug auf alle Handlungen den am Aufenthaltsorte 
geltenden Gesetzen unterworfen seien.*) Zunächst trifft 
auch hier der oben geltend gemachte Einwand zu, dass 
blos deshalb, weil die Handlung zufällig im Auslande vor- 
genommen ist, für die andern Staaten noch keine Ver- 
pflichtung begründet ist, ebenfalls das dort geltende Recht 
anzuwenden, sodann aber und vor allem geraten die Ver- 
teidiger dieser Theorie mit sich selbst in Widerspruch. 
Konsequenterweise müssten sie nämlich für den subditus 
temporarius die am Orte der Handlung geltenden Gesetze 
in allen Beziehungen, namentlich auch bezüglich seiner 
persönlichen Fähigkeit, für massgebend erachten, was aber 
nicht der Fall ist ; sie müssten sodann Handlungen, welche 
den Erfordernissen des für dieselben allgemein massgeben- 
den Rechts, aber nicht den Erfordernissen am Orte der 
Vornahme entsprechen, in Verfolgung ihres Princips für 
ungültig erklären, behaupten jedoch das Gegenteil. Endlich 
ist auch die Theorie der zeitweiligen ünterthanschaft vom 
staatsrechtlichen Standpunkte aus zu bekämpfen, worauf 
jedoch hier nicht näher einzugehen ist 



*) z. B. Cocceji a. a. 0. tit. 2 u. 5; cfr. ferner Glück a. a. 0., 
S. 289. 
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5. Für den Satz locus regit actum ist ferner geltend 
gemacht worden: daraus, dass jemand an einem fremden 
Orte eine Handlung Tornehme, habe man eine still- 
schweigende Unterwerfung desselben unter das Recht dieses 
Ortes zu folgern.*) Einerseits nun werden häufig die that- 
sächlichen Verhältnisse in oflfenem Widerspruche hierzu 
stehen, und so wird die Präsumption in eine nicht zu 
rechtfertigende Fiktion verwandelt werden, andrerseits aber 
kann von einer stillschweigenden Unterwerfung der Par- 
teien überhaupt nur die Rede sein, soweit Rechtssätze, 
welche dem Parteiwillen nachgeben, in Frage stehen. Nur 
insoweit also, z. B. bezüglich des Inhalts von Kontrakten, 
würde jene Annahme überhaupt Platz greifen können, 
darüber hinaus aber in dem Gebiete des absoluten oder 
zwingenden Rechts, namentlich also hinsichtlich der Form 
der Rechtsgeschäfte, kann der Gesichtspunkt der freiwilligen 
Unterwerfung nicht in Betracht kommen. 

6. Wie man ferner überhaupt als Basis für die Ent- 
scheidung der Kollisionsfrage den Grundsatz des Schutzes 
wohlerworbener Rechte aufgestellt hat, so hat man auch 
den Versuch gemacht, den Satz locus regit actum principiell 
von diesem Standpunkte aus zu rechtfertigen.^) Eine 
Handlung, argumentierte man, ist auch im Auslande nach 
den am Orte ihrer Vornahme geltenden Gesetzen zu be- 
urteilen; denn ein Recht, das nach diesen Gesetzen aus 
der Handlung erworben wird, ist auch im Auslande zu 
schützen. Die Schwächen dieser Theorie sind schon oben 
S. 10 kurz gekennzeichnet worden. Zunächst liegt eine 
petitio principii darin, dass die lex loci actus als bestim- 
mend dafür angesehen wird, ob ein Recht aus der Handlung 
sieh herleitet; denn die Frage, ob infolge der Handlung 
ein Recht als wohlerworben anzusehen sei, ist ja nur auf 
Grund der Vorfrage zu beantworten, welchen Gesetzen die 



^) Allgemein: Hildebrand, De oblig. forensium, 1698, § 4 — 8 
Eingeschränkt: Eichhorn a. a. 0., § 37. 

*) Eichhorn a. a. 0. § 36. Kori a. a. 0. S. 310. 

2* 
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Handlung überhaupt unterworfen ist. Aber auch wenn ein 
Recht nach den Gesetzen eines Staates als wohlerworben 
anzusehen ist, so richtet sich das Postulat des Schutzes 
— und das ist der zweite Fehler dieser Theorie — doch 
nur an diejenige Rechtsordnung, derzufolge das Recht al» 
ein wohlerworbenes zu erachten ist, nicht aber an sämmt- 
liehe andere Staaten. 

7. Zuletzt endlich ist diejenige Ansicht zu erwähnen^ 
welche den Satz, dass eine Handlung im grossen ganzen 
nach der lex loci actus zu beurteilen sei, als durch ein 
allgemeines Gewohnheitsrecht festgestellt ansieht. Hierher 
sind namentlich diejenigen zu zählen, welche, wie bereits 
oben angedeutet wurde, in Betreff der Hauptgrundsätze 
der Statutentheorie eine gleichmässige deutsche Praxis 
annehmen.^) Dass aber ein solches allgemeines Gewohn- 
heitsrecht thatsächlich ftlr Deutschland entschieden zu 
leugnen ist, hat namentlich Wächter zu beweisen unter- 
nommen, und ist dessen gründlichen Ausführungen un- 
bedingt beizutreten.*) 



Untepscheidung- 

Betrachten wir nun das Resultat dieser Auseinander- 
setzungen, so sehen wir, dass alle Versuche, historisch 
oder principiell den Satz locus regit actum in einem weiteren 
Sinne zu rechtfertigen, eine Widerlegung gefunden haben 
und demgemäss als fehlgeschlagen zu betrachten sind. 
Aber, wage ich zu behaupten, nicht blos diese Versuche 
sind von keinem Erfolge gekrönt gewesen, vielmehr musi» 
ein jeder Versuch missglücken, ein umfassendes locus regit 
actum vom principiellen Standpunkte aus zu verteidigen. 
Denn eine solche Behandlung der Frage, welche die inneren 
Beziehungen einer Handlung ganz ausser Acht lässt und 
nur auf die äussere, oft zufällige Beziehung zum Orte der 

*) Kierulff a. a. 0. S. 75 f. Thibaut a. a. 0. § 36. 
») Wächter XXIV, S. 258 f. 
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Yornahme Wert legt, kann vom Standpunkte einer höheren 
Bechtsanffassang aus nur als eine oberflächliche und un- 
Tiureichende bezeichnet werden. Vielmehr wird die Rechts- 
pflege in wahrhaft gerechter Weise ihre Aufgabe nur dann 
zu erfüllen im Stande sein, wenn sie, unbeeinflusst von 
Jedem Schema und jeder Äusserlichkeit, in das innere 
Wesen der Handlung einzudringen und die entscheidende 
räumliche Beziehung zu erforschen sucht. 

Nachdem wir auf diese Weise zu dem negativen Re- 
sultate gelangt sind, dass die Regel locus regit actum in 
4ieser Allgemeinheit unhaltbar ist, wollen wir nun positiv 
feststellen, inwieweit seine Richtigkeit im einzelnen anzu- 
erkennen ist. Zu diesem Behufe erscheint es als geboten, 
die verschiedenen Seiten des actus gesondert zu betrachten 
und in bezug auf denselben dreierlei zu unterscheiden: 

1. Die facultas actus, die persönliche Fähigkeit der 
Handeluden; 

2. die forma actus, die äussere Form einer Handlung; 

3. die substantia und die effectus actus, das Wesen 
einer Handlung und die Rechtsfolgen derselben. 

Diese Unterscheidung ist filr die folgenden Erörterungen 
massgebend. 



§ 4. Die persönliche Fäliiglceit der Handelnden. ^ 

Demgemäss wollen wir zuerst auf die Frage näher ein- 
gehen, ob fttr die Beurteilung der persönlichen Fähigkeit 
des Handelnden, der Rechtsfähigkeit sowohl als der Hand- 
lungsfähigkeit, die lex loci actus als massgebend anzu- 
flehen ist. 

Nur ganz vereinzelt wurde die Behauptung aufgestellt, 
dass die persönliche Fähigkeit eines Ausländers in betreff 
der Handlungen, die er bei uns vornimmt, in jeder Be- 
ziehung nach unserem Recht zu beurteilen sei.^) Hierbei 
kämen wir z. B. dazu, einen in seiner Heimat Volljährigen 

*) Z. B. Böschen, De vi legum civilium in subditos temporarios, 
1772, § 28. 
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unter Umständen bei uns als minderjährig anzusehen«. 
Da ein solches Besultat für den Verkehr unerträglich wäre 
und diese Ansicht auch keine weitere Verbreitung gefanden 
hat, so braucht auf «ie nicht näher eingegangen zu werden. 

Dagegen ist vielfach schon von den Älteren die 
Ansicht vertreten worden, es sei zu unterscheiden zwischen 
den Eigenschaften der Personen an sich in abstracto und 
den rechtlichen Wirkungen derselben in concreto, und dem- 
gemäss seien die ersteren nach dem für die Person über- 
haupt geltenden Gesetze, der lex domicilii, die letzteren 
dagegen nach den am Orte der Handlung geltenden Ge- 
setzen zu beurteilen. ^) Die Eigenschaften der Person an sich 
aber sind die verschiedenen Stufen der Rechts- resp. Handlungs- 
fähigkeit: z. B. die Familienstellung als Hauskind, die Qualität 
einer Klosterperson, die Verpflichtungsunfilhigkeit des Ver- 
schwenders, die Minderjährigkeit. In neuerer Zeit hat 
namentlich Wächter jenen Standpunkt verteidigt, wenigstens 
insoweit Handlangen von Ausländern in Frage stehen;*) 
dieselben soll unser Richter, wenn sie bei uns vorgenommen 
sind, in betreff der Eigenschaften der Personen an sich 
nach ihrer lex domicilii, in Betreff der rechtlichen Wirkungen 
dieser Eigenschaften nach unserem Recht beurteilen.^) So 
soll die Frage, ob ein Ausländer minderjährig ist, von dem 
ausländischen Recht, die Frage aber, welche Wirkungen 
die Minderjährigkeit habe, von dem inländischen Recht 
entschieden werden. Diese Scheidung aber ist eine will- 
kürliche.*) Denn wenn wir die Frage aufwerfen, was 
unter Volljährigkeit, Unmündigkeit u. s. w. eigentlich zu 



») Z. B. Cocceji a. a. 0. tit. V § 3 u. VIII §§ 3, 10. 

*) Wächter im Archiv f. civil. Praxis, Bd. XXV, [cit. Wächter 
XXV] S. 161 f. Seuffert, Archiv XIII, 102 f. 

') Nach Savigny (S. 129) will Wächter immer die lex fori ent- 
scheiden lassen, dass dies nicht der Fall ist, siehe Wächter XXV, 
S. 177 II, welcher ausdrücklich sagt: »sofern es sich nicht blos von 
der Fähigkeit eines im fremden Lande handelnden Fremden handelt.«. 

*} Cfr. Savigny a. a. 0. S. 135 f. 
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verstehen sei, so finden wir, dass eine solche Bezeichnung 
ftir uns nur den Begriff einer mehr oder minder ausge- 
dehnten Bechts- und Handlungsfähigkeit enthält, also nur 
ein zusammenfassender Ausdruck für bestimmte Bechts- 
Wirkungen ist. Man scheidet mithin hier lediglich Wesen 
und Bezeichnung. Daraus folgt aber zugleich, dass ein 
Massstab für die Entscheidung fehlen würde, wenn die in 
Betracht kommenden Staaten fiir dieselben Zustände der 
Bechts- oder Handlungsfähigkeit verschiedene Bezeichnungen 
haben oder unter derselben Bezeichnung etwas Verschiedenes 
verstehen. Sodann giebt es ausser denjenigen persönlichen 
Zuständen, fiir welche wir bestimmte Bezeichnungen haben, 
auch solche, welche derselben entbehren.*) Auf Grund jener 
Theorie sind die ersteren als Eigenschaften der Personen 
an sich nach der lex domicilii des Ausländers, die letzteren 
als blosse Bechtswirkungen nach unserem Becht zu beur- 
teilen. Daraus erhellt zur Genüge die Willkürlichkeit 
dieser Unterscheidung. 

Häufig unterschied man femer von der allgemeinen 
Handlungsfähigkeit eine sogenannte besondere^) und stellte 
als Princip auf, dass die Frage der allgemeinen Handlungs- 
föhigkeit nach der lex domicilii des Handelnden zu beant- 
worten sei, dass dagegen dafür, ob er die Fähigkeit zu 
einzelnen Handlungen besitze, der Satz locus regit actum 
zu gelten habe. ^) Die beiden Hauptbeispiele sind die Fälle 
des S. G. Yellaeanum und des S. C. Macedonianum: ob 
nämlich eine Frau resp. ein Hauskind sich verbürgen be- 



M Z. B. Code civil: A. 477 u. 478. 

») Bar a. a. 0. 1. Aufl., 1862, S. 160, 178 f., 2. Aufl. S. 403. 
Schäffiier a. a. 0« § 70 begrenzt. 

•j Bar verwirft zwar die Bezeichnungen »allgemeine« und »beson- 
dere« Handlungsfähigkeit, nimmt aber in der Sache den oben gekenn- 
zeichneten Standpunkt ein. In der 2. Auflage modiflciert er jedoch 
seine Ansicht wesentlich, indem er die bedeutungsvolle Beschränkung 
hinzufügt, dass unser Bichter die Frage der sogenannten besonderen 
Handlungsfähigkeit bei Inländern stets, auch wenn sie im Auslande 
gehandelt haben, nach der lex domicilii beurteilen müsse. 
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ziehnngBweise ein Darlehn aufnehmen kann, soll sich nach 
der lex loci actus richten, während die allgemeine Hand- 
lungsfähigkeit nach der lex domicilii beurteilt werden soll 
Doch auch diese Unterscheidung lässt sich vom Standpunkte 
der Logik nicht rechtfertigen. Denn die Unfähigkeit, über- 
haupt Handlungen mit rechtlicher Wirkung vorzunehmen, 
und die Unfähigkeit, bestimmte Handlungen mit rechtlicher 
Wirkung vorzunehmen, zeigen eine begriffliche Verschieden- 
heit nicht: beide bezeichnen beschränkte persönliche Za- 
stände, wobei nur der 6rad der Beschränkung einen Unter- 
schied bildet, und kann eine sichere Grenze darin nicht 
gefunden werden. Als ebenso willkürlich erscheint die 
Ansicht,^) welche diese Scheidung wenigstens in dem Falle 
machen will, dass eine im Auslande vorgenommene Handlung 
in der Heimat des Handelnden keine rechtlichen Folgen 
hervorzubringen beabsichtigt. 

Nachdem wir so gesehen haben, dass einerseits die 
Eigenschaften der Personen an sich und die rechtlichen 
Wirkungen derselben, andrerseits die Handlungsunfähigkeit 
in allen Beziehungen resp. nur flir bestimmte Handlungen, 
eine begrifSiche Scheidung nicht zulassen, vielmehr prin- 
cipiell einer gleichen Behandlung unterliegen müssen, wollen 
wir nun feststellen, welches einheitliche Recht für die Be- 
urteilung der persönlichen Zustände der Handelnden als 
grundsätzlich massgebend zu betrachten ist. Es handelt 
sich also zunächst darum, ihren Sitz aufzufinden; dieser 
ist aber natürlich dort, wo die Persönlichkeit als solche 
ihren Sitz, d. h. den Mittelpunkt ihrer Lebensverhältnisse, 
hat. Da dies nach unserer Anschauung das Domicil ist, 
so haben wir also für die Beurteilung der persönlichen Zu- 
stände, welche die Rechts- und Handlungsßlhigkeit be- 
stimmen, die lex domicilii der handelnden Personen als 
massgebend anzusehen, während dem zufalligen Orte, wo 
die konkrete Handlung in die reale Welt eintritt, kein be- 
stimmender Einfluss eingeräumt werden kann. Die prin- 



*) Mittermaier, Deutsches Privatrecht, 1847, § 30. 
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cipielle Geltung der lex domicilii entspricht denn auch der 
herrschenden Ansicht,') und Savigny erachtet sie sogar 
durch ein gemeines deutsches Gewohnheitsrecht als fest- 
gestellt. 

Ist jedoch nach den allgemeinen Grundsätzen die An- 
wendung fremden Rechtes ausgeschlossen, so muss die lex 
domicilii zurücktreten. Dies kann der Fall sein infolge 
üusdrtteklicher Anordnung des inländischen Rechts: z. B. 
»Ehefrauen, auch Ausländerinnen, können sich nur mit 
Konsens des Mannes yerpflichtenc, oder es kann aus dem 
Sinne des Gesetzes klar hervorgehen: ist z. B. in einem 
Territorium Juden der Erwerb von Grundeigentum ver- 
boten, so gilt dies auch fhr ausländische Juden, wenn auch 
deren Heimatsrecht eine solche Beschränkung nicht kennt. 
Sodann aber können den allgemeinen Principien gemäss 
Anspruch auf Anerkennung nicht erheben alle persönlichen 
Zustände, deren Berücksichtigung eine Verletzung unserer 
rechtlichen beziehungsweise sittlichen Grundsätze herbei- 
führen würde: z. B. die Fähigkeit zur Polygamie, die 
Fähigkeit eines impubes zur Schliessung einer Ehe, sowie 
eine Schmälerung der privatrechtlichen Persönlichkeit in- 
folge von Sclaverei, bürgerlichem Tod oder aus kon- 
fessionellen Gründen. Desgleichen aber muss als den Prin- 
cipien unseres Rechts widerstreitend bezeichnet werden, den 
Fremden einen Vorzug vor den Inländern zu gewähren; 
denn wenn es auch heutzutage anerkannt ist, dass der 
Fremde dem Inländer in privatrechtlicher Hinsicht gleich- 
zustellen ist, so hat doch ein Staat in erster Linie die In- 



^) Banz, Deutsches Privatrecht, 1796, § 53. Westphal a. a. 0. 
S. 33. Glück a. a. 0. § 74. Beseler a. a. 0. § 38. Roth, Deutsches 
Privatrecht, 1880, § 16. Thöl, Einleitung in das deutsche Privatrecht, 
1851, § 78. Savigny a. a. 0. S. 134. Windscheid a. a. 0. § 36. 
Unger a. a. 0. § 23. Anf die Frage, ob es zweckmässiger sei, 
Wohnsitz oder Staatsangehörigkeit als ausschlaggebend zu bezeichnen, 
ist hier nicht näher einzugehen. Das Nähere bei Bar a. a. 0. S. 263 f. 
und Mommsen a. a. 0. S. 151 f. Für das gegenwärtige gemeine 
Recht ist der Wohnsitz massgebend. S. Stobbe a. a. 0. S* 211. 
R. G. E. XrV, S. 184. 
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teressen der eigenen Bürger zu wahren, und es wäre eine 
Unbilligkeit, diesen Rechte vorzuenthalten, welche Aus- 
ländem gewährt werden. Ein fremder Adeliger z. B., in 
dessen Heimat der Adel weitgehender privatrechtlicher Pri- 
vilegien sich erfreut, würde von denselben bei uns keinen 
Gebrauch machen können, da unser Recht einen solchen 
Vorzug unseren Adeligen nicht gewährt; eine juristische 
Person femer kann die ihr in ihrer Heimat zustehenden 
Rechte bei uns nur soweit ausüben, als sie der entsprechenden 
inländischen Personenklasse von unserem Recht gewährt 
werden. Dagegen ist dies meines Erachtens nicht, wie von 
mancher Seite geschieht/) auf die Rechtswohlthaten des 
S. G. Vellaeanum, Macedonianum u. s. w. auszudehnen^ 
denn hier ist gerade die Beschränkung der Persönlichkeit 
und nicht das daraus resultierende Recht als das Principale 
anzusehen, während es sich in den obigen Fällen lediglich 
um eine Erweiterung der Persönlichkeit handelt. 

Neben den aus allgemeinen Grundsätzen sich ergebenden 
Ausnahmen ist aber von der Regel, dass eine Handlung in 
Bezug auf die persönliche Fähigkeit des Handelnden nach 
dessen lex domicilii zu beurteilen sei, mit Rücksicht auf 
den internationalen Verkehr noch eine specielle Ausnahme 
zu Gunsten des Satzes locus regit actum zu machen.^) 
Dies ist auf dem Gebiete des Wechselrechts. Allerdings 
ist diese Ausnahme nicht in dem Sinne zu nehmen, dass 
anstatt der lex domicilii die lex loci actus entscheiden solle, 
vielmehr trifft A. 84 der Deutschen Wechselordnung, welche 
diese Ausnahme statuiert, nachstehende Bestimmung: Die 
Wechselfähigkeit eines Ausländers wird nach den Gesetzen 
seiner Heimat beurteilt; ist er aber nach diesen nicht 
wechselfähig, so wird er trotzdem durch Übemahme von 
Wechselverbindlichkeiten im Inlande verpflichtet, wenn er 
nach den inländischen Gesetzen wechselfahig ist. Hiernach 
ist unser Rechtszustand folgender: Die Wechselfähigkeit 

*) Beseler a. a. 0. § 39, Id. 

2) Bar a. a. 0. Bd. U, S. 250 f. Savigny a. a. 0. S. 149 f. 
Beseler a. a. 0. § 39, I e. Stobbe a. a. 0. § 30, 10. 
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eines Inländers ist immer nach unserem Recht, also der 
lex domicilii, zu beurteilen, gleichviel ob die Wechselver- 
bindlichkeit im Inlande oder im Auslande übernommen ist. 
Auch für einen Ausländer ist in erster Linie die lex domicilii 
massgebend. Hat er aber bei uns sich wechselmässig ver- 
pflichtet, ohne auf Grund derselben die Wechselfähigkeit 
zu besitzen, so soll es genügen, wenn ihm dieselbe nach 
der lex loci actus zukommt. Für einen Ausländer alsor 
der, ohne nach dem fiechte seiner Heimat wechselfahig zu 
sein, bei uns Wechselverbindlichkeiten kontrahiert hat, gilt 
nach ßeichsrecht in betreff seiner Wechselfilhigkeit der 
Satz locus regit actum ^). . Öfters wird behauptet,^) dass 
das dieser Bestimmung der Wechsel -Ordnung zu Grunde 
liegende Princip nicht auf das Wechselrecht zu beschränken 
sei, sondern flir das gemeine Recht überhaupt zu gelten 
habe. Diese namentlich von Förster^) aufgestellte Be- 
hauptung, welche für manche Partikularrechte richtig ist, 
entbehrt jedoch für das gemeine Recht jeder Begründung 
und ist auch unbewiesen geblieben. Dass der Grundsatz 
aber für das Gebiet des Wechselrechts gesetzliche Aner- 
kennung gefunden hat, rechtfertigt sich durch die Erwägung, 
dass es gerade für den internationalen Wechselverkehr ge- 
boten erscheint, dem gutgläubigen Erwerber einen ausge- 
dehnteren Schutz angedeihen zu lassen. Denn einerseits 
treten — in der Regel wenigstens — die am Wechsel 
interessierten Personen nicht unmittelbar in Verkehr mit 
einander, vielmehr ist das Papier selbst zur Vermittelung 
desselben bestimmt. Andererseits erscheint als die wich- 
tigste Funktion des Wechsels gerade seine Eigenschaft als 
internationales Verkehrsmittel, und wird es somit meist 
unthunlich sein, in betreff der Umstände, welche nicht in 
dem Wechsel selbst ihren Ausdruck gefunden haben^ wie 
namentlich die Heimat und das heimatliche Recht der ein- 
zelnen Wechselschuldner, nähere Erkundigungen einzuziehen^ 

1) K a. E. XV, S.'ll. 

«) Demburg a. a. 0. § 46, A. 10. 

») Förster a. a. 0. § 11, I. 
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Tielmehr müssen die Beteiligten insoweit Schatz gemessen, 
dass sie auf die littera scripta, auf das aus dem Wechsel- 
briefe selbst Heryorgehende sich anbedingt veriassen können. 
Es erscheint also infolge des eigentttmlichen Charakters 
des Wechselyerkehrs als angemessen, dem Orte, welcher 
sich aas der Urkande als locas actas, als Ort der Ver- 
bindlichmachang ergiebt, aaf die Verpflichtang selbst, na- 
mentlich aach aaf die persönliche Handlangsfilhigkeit, 
einen grösseren Einflass einzaräamen, als sonst dem Orte 
der Vornahme einer Handlang znzakommen pflegt. 

Zam Schlosse dieses Teiles ist noch karz das Resultat 
sasammenzufassen, zu dem wir in 'den vorangegangenen 
Erörternngen gelangt sind. Bezüglich der Frage, inwieweit 
der Satz locas regit actum auf die persönliche Fähigkeit 
der Handelnden zu beziehen sei, hat sich als Regel seine 
Nichtgeltung und die Anwendung der lex domicilii ergeben. 
Bei näherem Eingehen aber ist zu unterscheiden. Für In- 
länder ist dies streng festzuhalten; in Bezug auf Ausländer 
aber sind zwei Ausnahmen anzuerkennen. Einmal ist dies der 
Fall, wenn nach den allgemeinen Grundsätzen die An- 
wendung ausländischen Rechts ausgeschlossen ist. Sodann 
aber greift aus Rücksichten des internationalen Verkehrs 
der Satz locus regit actum Platz, wenn ein Ausländer bei 
uns Wechselverbindlichkeiten kontrahiert hat, welcher nach 
dem Rechte seiner Heimat nicht wechselfähig ist. 



§ 5. Die Form der Handlung. 

Unserem Plane gemäss wenden wir uns im folgenden 
zu der Frage, ob und inwieweit der Satz auf die forma 
actus, die äussere Form einer Handlang, sich erstreckt. 

I. Hierfür erscheint es geboten, zunächst die Frage 
aufzuwerfen, wie wir in Gemässheit der allgemeinen Grund- 
sätze zu entscheiden hätten, welche oben für die Behand- 
lung der internationalen Rechtsfälle festgestellt worden 
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sind. ^) Danach wäre es unsere Aufgabe, die entscheidende 
räumliche Beziehung der Handlung aufzufinden^ und die 
Bechtskonsequenz würde uns dazu führen, diese Beziehung 
für die Handlung nach allen Richtungen hin, also auch in 
betreff der Form, als massgebend anzusehen, d. h. das für 
die Handlung allgemein geltende Recht auch für die Be- 
urteilung der Form anzuwenden. Dieser Grundsatz aber 
wttrde den Verkehr in einer unerträglichen Weise beein- 
trächtigen. Da nämlich häufig der Fall eintritt, dass Rechts- 
geschäfte an einem Orte vorgenommen werden, ohne zu 
demselben eine andere Beziehung als diese zufällige der 
Vornahme zu haben, während sie ihrer Natur nach dem 
Recht eines vielleicht weit entfernten Ortes unterstehen, so 
werden die Handelnden in der Regel nicht in der Lage 
sein, über die an letzterem Orte erforderlichen Förmlich- 
keiten Erkundigungen einzuziehen, und selbst wenn sie 
über dieselben genügend unterrichtet sind, wird es ihnen 
oft unmöglich sein, sie zu wahren. Dieser Fall wird 
namentlich eintreten, wenn bei der Förmlichkeit öffentliche 
Organe zur Mitwirkung berufen sind, da die Organisation 
und die Kompetenz derselben in den verschiedenen Ländern 
verschieden geordnet ist. Das preussische Landrecht z. B^ 
fordert zur Gültigkeit der Testamente gerichtliche Mit- 
wirkung; in Frankreich andererseits fehlt den Gerichten 
diese Zuständigkeit, und so müsste man konsequenterweise 
den daselbst weilenden Preussen die Errichtung eines 
Testaments deshalb verbieten, weil sie die Formen des 
preussischen Rechts nicht einhalten können. Da aber 
dieser Zustand einerseits als der Billigkeit widersprechend 
zu bezeichnen ist, andererseits in eminenter Weise hemmend, 
und störend auf den Verkehr einwirken muss, so hat sich 
auf gewohnheitsrechtlichem Wege die billige und Verkehrs- 
erleichternde Regel ausgebildet, dass ein Rechtsgeschäft, 
das den Formerfordemissen am Orte der Vornahme ent- 
spricht, überall als formell gültig zu behandeln ist: »locus 



^) Cfr. Bar a. a. 0. S. 837 f., 369 f. 
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regit actum.« Während man meist den Beginn der gewohn- 
heitsrechtlichen Ausbildung dieser Regel in das 16. Jahr- 
hundert verlegt,^) hat Bar nachgewiesen, dass schon die 
Juristen des 14. und 15. Jahrhunderts ") Vertreter dieser 
Ansicht gewesen sind, — wenn auch unter mannigfachen 
Schwankungen im einzelnen, besonders in Ansehung der 
Testamentsform. Sie stützten sich vornehmlich auf die 
Behauptung, dass die solennitates actus zur jurisdictio 
voluntaria gehören, und nach den Ausführungen Bar's 
unterliegt es wohl keinem Zweifel mehr, dass auch that- 
sächlich unter dieser Anschauung die Ausbildung unserer 
Regel vor sich gegangen ist. Denn der Umstand, dass 
alle wichtigeren Rechtsgeschäfte im Mittelalter vor Gericht 
abgeschlossen wurden, in Zusammenhang mit dem Grund- 
satz »Acta facta coram uno judice fidem faciunt apud 
alium« führte thatsächlich zu dem Resultate, dass der 
grössere Teil der Rechtsgeschäfte, weil sie vor einem 
Gerichte in der daselbst erforderlichen Form vorgenommen 
waren, auch von allen anderen Gerichten als gtlltig an- 
gesehen wurde, selbst wenn bei diesen andere Förmlich- 
keiten vorgeschrieben waren. Aus der unsicheren ünter- 
* Scheidung zwischen Solennitätszeugen und Gerichtspersonen 
ergab sich dann weiter die Ausdehnung auch auf Ver- 
handlungen vor Zeugen. So kam man allmählich dazu als 
Regel auszusprechen: »die Form eines Rechtsgeschäftes 
bestimmt sich nach dem Orte seiner Vornahme.« In Bezug 
auf diesen Satz ist schon für das Mittelalter fast allgemeine 
Übereinstimmung in Theorie und Praxis zu konstatieren,*) 
und auch flir das heutige gemeine Recht ist eine fast un- 
bedingte Geltung desselben anzunehmen. Jedoch ist noch 
einmal mit Nachdruck zu betonen, dass dies nur vermöge 
eines positiven nachweisbaren Gewohnheitsrechtes zu be- 
haupten ist: die Geltung der Regel in dieser Beziehung 

*) Wächter, XXV, S. 372. Savigny a. a. 0. § 381. 
*) Cinus de Pistorio, Petrus de Ravenna, Baldus. 
*) S. Wächter XXV, S. 372 f. Pütter, Rechtsfälle, Bd. lU, 
1. Thl. S. 80. Dagegen Zachariae in Themis, S. 100. 
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ist also nicht anzusehen als Ansäuss eines allgemeinen 
Satzes, der für die Beurteilung einer Handlung im allge- 
meinen die lex loci actus als niassgebend statuiert, sondern 
€S ist vielmehr anzuerkennen, dass hier eine Durchbrechung 
der allgemeinen Principien durch die Ausbildung eines 
denselben widersprechenden positiven Rechtssatzes vorliegt 

IL Aber es gentigt nicht, blos die einfache Thatsache 
zu konstatieren, dass für die Form von Rechtshandlungen 
der Satz locus regit actum eine zweifellose Geltung hat, 
vielmehr erscheint die weitere Feststellung als erforderlich, 
inwieweit im einzelnen diese Regel auszudehnen, inwieweit 
zu beschränken ist. Zahlreiche Kontroversen sind hier zu 
erledigen. 

1. Zunächst wollen wir die Frage beantworten, ob unsere 
Regel auf alle Arten von Formen oder nur auf bestimmte 
besonders ausgezeichnete Anwendung findet. Hierzu ist 
es dienlich, vorerst den Begriff der Form klarzustellen. 
Unter Form versteht man richtiger Ansicht nach alles das- 
jenige — und zwar nur dieses — , was das Gesetz den 
handelnden Personen zu thun vorschreibt, um ihrem Willen 
einen von der Rechtsordnung zu respektierenden Ausdruck 
zu geben. Alle diese gesetzlichen Vorschriften haben nun 
mindestens den doppelten Zweck, einerseits fttr die Even- 
tualität eines Streites ein sicheres Beweismittel zu schaffen, 
andererseits die Handelnden vor Übereilung zu schützen. 
Daher ist derjenigen Ansicht nicht beizutreten, welche die 
lediglich aus Beweisrücksichten vorgeschriebenen Formen 
von den ganz oder teilweise anderen Zwecken dienenden 
unterscheidet und unsere Regel nur auf die ersteren an- 
wenden will. Auch die Scheidung zwischen inneren und 
äusseren Formen ist zu verwerfen. Dieselbe beruht auf 
einer unrichtigen Auffassung des Begriffes der Form, indem 
die Vertreter dieser Lehre darunter alle Voraussetzungen 
der rechtlichen Wirksamkeit einer Handlung begreifen: als 
äussere Formen bezeichnen sie sodann diejenigen, welche 
dem Beweiszwecke dienen, und nur auf diese letzteren 
beziehen sie den Satz locus regit actum. Sie gelangen 
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also, da, wie wir gesehen haben, alle wahren Formen dem 
Beweiszwecke dienen, anf dem Wege einer begrifflich 
£alschen, dnrch nichts gerechtfertigten Unterscheidung 
schliesslich zum richtigen Besnltate. Sollten sie aber etwa 
solche Formen meinen, welche nur den Beweiszweck ver- 
folgen, so verfallen sie in denselben Fehler wie die Ver- 
teidiger der vorigen Unterscheidung. Nach dieser Ansicht 
könnte der Batz locus regit actum beispielsweise hin- 
sichtlich der gemeinrechtlich modificierten Vorschriften des 
S. G. Vellaeanum keine Anwendung finden, da dieselben 
neben dem Beweiszwecke den Schutz der Frauen gegen 
Übereilung verfolgen;^) von unserem Standpunkte aus da- 
gegen ist die Anwendbarkeit des Satzes entschieden zu 
bejahen, da Air die in Frage stehende Verpflichtung der 
Frauen nach gemeinem Recht nur eine vorgängige gericht- 
liche Belehrung erfordert wird und diese als eine reine 
Förmlichkeit anzusehen ist. Wie femer das Erfordernis 
der Zustimmung einer dritten Person zu behandeln ist, 
richtet sich danach, ob der Konsens gültig verweigert 
werden kann; ist dies nicht der Fall, so liegt eine echte 
Formvorschrift vor und greift somit die Regel locus regit 
actum Platz. 

Auch zwischen öffentlichen und nicht öffentlichen Formen 
wurde unterschieden und behauptet, der Satz beziehe sich 
lediglich auf die öffentlichen Formen, d. h. auf solche, bei 
denen eine Behörde mitzuwirken berufen ist^) Dieser 
Ansicht steht zweierlei entgegen. Erstens ist sie als in- 
konsequent zu bezeichnen; denn da sie sich darauf stützt,, 
dass Rechtssätze über die Form wohl meist dahin aus- 
zulegen sind, dass sie ftir die Rechtshandlungen der Ein- 
heimischen, ohne Unterschied des Ortes der Vornahme, 
Bestimmungen treffen wollen, so müsste sie folgerecht auch 
den vor einer öffentlichen Behörde des Auslandes vor- 
genommenen Rechtsakten die Wirksamkeit absprechen^ 



^) Eoth a. a. 0. § 51, V 1. 
«) Thöl a. a. 0. § 83. 
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falls die inländische Behörde bei derartigen Akten andere 
Förmlichkeiten anzuwenden hat. Abgesehen von dieser 
Inkonsequenz aber würde eine so beschränkte Auffassung 
des Satzes zur Folge haben, dass das demselben zu Grunde 
liegende Princip, die Erleichterung des Kechtsverkehrs, in 
vielen Fällen von rein illusorischer Bedeutung wäre; .denn 
es ist, wie bereits S. 29 bemerkt wurde, die Kom- 
petenz der ausländischen Behörden in der Kegel nach ganz 
anderen Grundsätzen als im Inlande geordnet, und so 
würden der Überleitung des Satzes aus Theorie in Praxis 
oft . unübersteigliche Hindernisse entgegenstehen. Diesen 
letzteren Übelstand, dass gewisse Bechtshandlungen im 
Ausland häufig überhaupt nicht mit rechtlicher Wirksamkeit 
vorgenommen werden könnten, vermeiden andere Verteidiger 
dieser Einschränkung. . So will Eichhorn z. B. in einem 
Lande, das Privattestamente anerkennt, dem Angehörigen 
eines Staates, dessen Recht eine öffentliche Form vor- 
schreibt, die Errichtung eines privaten Testaments gestatten; ^) 
aber nur für den Fall seines Todes im Auslande soll das- 
selbe Kraft haben, dagegen mit der Bückkehr in die Heimat 
jede Wirksamkeit verlieren. Jedoch auch diese Ansicht 
entbehrt einer jeden Grundlage. Gegen jene Einschränkung 
des Satzes hat sich denn auch Theorie und Praxis fast 
übereinstimmend erklärt *) und seine Anwendbarkeit sogar 
für den Fall angenommen , dass für eine Bechtshandlung 
am Orte ihrer Vornahme überhaupt keine Förmlichkeit 
erfordert ist. 

2. Wie auf alle Arten von Formen, so bezieht sich der 
Satz locus regit actum auch auf alles, was zur Form ge- 
hört.^) Die lex loci actus hat daher beispielsweise nicht 
nur zu bestimmen, ob für einen Rechtsakt die Zuziehung 
von Zeugen überhaupt stattzufinden hat, sondern sie ist 



') Eichhorn a. a. 0. § 37 i. Ähnlich Glück, Erläuterung der 
Pandekten, 1832, Bd. XXXV, S. 38. 

«) Cfr. dafür Bar a. a. 0. S. 345: A. 30. 

^) Wächter XXV, S. 374. ünger a. a. 0. S. 207: A. 184. 
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eventnell auch für die erforderliche Zahl derselben, sowie 
namentlich für die Frage der persönlichen Fähigkeit zar 
Zengnisleistang als massgebend anzusehen. 

3. Eine der in diesem Znsammenhang meist erörterten 
Kontroversen bildet die Frage, ob die Regel locus regit 
actum, sich auch auf solche Handlungen beziehe, welche 
nach der üblichen Formulierung in fraudem legis domes- 
ticae vorgenommen sind.^) Man versteht darunter Fälle,, 
in denen jemand im Auslande eine Bechtshandlung vor- 
genommen hat, um sich den Förmlichkeiten des inländischen 
Rechts zu entziehen, besonders aber den Fall, dass sich 
jemand überhaupt nur deshalb in das Ausland begeben 
hat, um in der bequemeren oder mit geringeren Kosten 
verknüpften Form desselben eine Handlung vorzunehmen. 
Jedoch es ist durchaus unrichtig, hier von einem Handeln 
in fraudem legis domesticae zu sprechen. In fraudem legis 
handelt vielmehr nur derjenige, welcher seine Handlung so 
einrichtet, dass sie, ohne dem Buchstaben des Gesetzes zu 
widersprechen, doch dem wahren Sinne desselben entgegen 
ist, was entweder durch falsche Auslegung eines Rechts- 
satzes oder durch Entstellung oder Verheimlichung eines 
Thatbestandes ermöglicht wird.^) Von beidem aber kann 
hier keine Rede sein. Denn der in concreto vorhandene 
Thatbestand, dass jemand eine Rechtshandlung in den 
Formen der lex loci actus vornimmt, fällt ganz klar unter 
den allgemeinen Rechtssatz, dass Handlungen, bei denen 
die am Orte der Vornahme erforderlichen Förmlichkeiten 
gewahrt sind, überall als formell gültig anzusehen sind. 
In jenen Fällen handelt es sich also weder um Entstellung 
des Thatbestandes, noch um iUlschlicbe Auslegung dea 



') Thibaut a. a. 0. § 38. Mühlenbruch, Pandekten, 1844, Bd. I, 
§ 63. Danz a. a. 0., S. 182. Dagegen nam. Wächter XXV, S. 413 f. 
Bar a. a. 0., S. 350 f. Seuffert Archiv, XIX, 6. Schaffner a. a. O., 
S. 107. Stobbe a. a. 0. § 31. 

*) Thöl a. a. 0. § 65. Wäre z. B die Regel locus regit actum auf 
NotföJle beschränkt, so läge in dem Fingieren eines Notfalles eine 
Entstellung des Thatbestandes und damit ein Handeln in fraudem legis. 
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Bechtssatzes, sondern lediglich um Motive, welche jemanden 
zur Vornahme einer an sich erlaubten Handlung bestimmen, 
und es wäre unbillig, den hinter der Handlung zurück- 
liegenden Motiven einen so weitgehenden Einfiuss auf 
dieselbe einzuräumen, dass ihre Gültigkeit oder Ungültigkeit 
allein von ihnen abhängen solL Vielmehr muss es, wenn 
das Becht einmal die Wahrung der am Orte der Vornahme 
erforderten Formen als genügend anerkennt, als ganz 
gleichgültig erscheinen, ob der Handelnde von dieser Er- 
laubnis aus dem Grunde Gebrauch macht, weil er sich 
gerade im Auslände aufhält und ihm vielleicht keine andere 
Form zu Gebote steht, oder lediglich deshalb, weil die 
ausländische Form mit weniger Kosten oder Unbequemlich- 
keiten verknüpft ist* Ein in Frankreich eigenhändig ge- 
schriebenes Testament ist daher nicht blos dann als gültig 
zu behandeln , wenn der Testator etwa auf einer Keise 
begriffen daselbst erkrankte, sondern auch wenn er nur 
herüberfuhr, um den umständlichen Formen des heimatlichen 
Rechts aus dem, Wege zu gehen. Ein Vertrag ferner, zu 
dessen Gültigkeit nach unserem Recht die Erlegung einer 
Stempelsteuer erforderlich ist, hat auch dann Geltung, 
wenn er von einem Inländer nur behufs Ersparung der 
Stempelbeträge im Auslande abgeschlossen wurde; jedoch 
mag hier dahingestellt bleiben, ob nicht möglicherweise 
dem inländischen Fiscus auf Grund einer solchen Hand- 
lungsweise das Recht zuzugestehen ist, den in Frage 
stehenden Stempelbetrag noch nachträglich zu erheben. 

Während wir die bisher erörterten Beschränkungen der 
Regel locus regit actum vom positiven Standpunkte des 
gemeinen Rechts sowohl als aus inneren Gründen nicht 
billigen konnten, wollen wir nun auf diejenigen Einschrän- 
kungen näher eingehen, welche der Natur der Sache ent- 
sprechend als gemeinrechtlich geltend anzusehen sind.^) 



*) Es bedarf wohl kaum der Erwähnuog, dass von der Anwend- 
barkeit des Satzes gar keine Bede sein kann, wenn es an einem jus 
loci actus überhaupt fehlt, d. h. wenn das Rechtsgeschäfb an einem Orte 

3* 
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1. Heute unterliegt es wohl keinem Zweifel mehr, dass 
die Regel locus regit actum überhaupt keine Anwendung 
im Sachenrecht findet, d. h. auf alle diejenigen Handlungen, 
welche unmittelbar auf den Erwerb oder Verlust eines 
dinglichen Rechts gerichtet sind. *) Für unbewegliche Sachen 
war dies schon im Mittelalter allgemein anerkannt, und 
nur ganz vereinzelt findet sich die Ansicht, dass auch far 
die auf diese bezüglichen Handlungen die lex loci actus 
die Form bestimme.^) Diese Ansicht aber widerlegt ein 
Blick auf die mittelalterliche Rechtsentwickelung in Deutsch- 
land. Während nämlich die Fahrhabe nur eine ganz unter- 
geordnete Stellung einnahm, galten die Liegenschaften als 
das eigentliche unwandelbare Vermögen, mit dessen Erwerb 
femer in der Regel auch Aufnahme in die Gemeinde ver- 
bunden war. Infolge dieser Bedeutung, welche man dem 
Grundeigentum beilegte, erschien es als natürlich, den 
Erwerb der dinglichen Rechte und des Eigentums von 
einem öffentlichen Akte vor der Gemeinde abhängig zu 
machen, an deren Stelle später das Gericht trat, in dessen 
Sprengel das Grundstück gelegen war. So erklärt es sich, 
dass für jene Rechtshandlungen die Formen der lex rei 
sitae die allein anwendbaren waren; diese Regel hat sich 



Yorgenommen wird, der fär das Recht nicht in Betracht kommt; 
hierher gehört namentlich der Fall, dass ein Schiffbrüchiger auf eine 
wüste Insel verschlagen wird und daselbst ein Testament errichtet. 

') Bar a. a. 0., S. 343, 615—621. Savigny a. a. 0., S. 352. 
Wächter XXV, S. 383 f. Unger a. a. 0., S. 205—210. Hiermit sind 
nicht zu verwechseln Rechtsgeschäfte, welche den Erwerb eines ding- 
lichen Rechts nicht unmittelbar, sondern erst mittelbar zur Folge 
haben, wie z. B. die Schenkung einer Sache oder die Abtretung eines 
Gesellschaftsanteils, sollten auch Grundstücke zum Gesellschaftsver- 
mögen gehören. Hier ist bezüglich der Form die lex rei sitae nicht 
massgebend, vielmehr heisst es wieder: »locus regit actum«, denn jene 
Rechtsgeschäfte haben an und für sich nur einen persönlichen Anspruch, 
noch nicht den Übergang des Eigentums zur Folge, wenn sie auch 
eine Klage daraufhin gewähren. R. G. E. XVHI, S. 39. R. 0. H. G. 
XI, No. 7. 

^) Cocceji a. a. 0., § 5 u. 7. 
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denn auch nach der Reception der fremden Rechte erhalten^ 
und das Gewohnheitsrecht, welches für die Form der Rechts- 
handlungen den Satz locus regit actum ausbildete, hat sich 
auf den Erwerb von dinglichen Rechten an Grundstücken 
nie bezogen. 

Was nun die beweglichen Sachen anbelangt, so lässt 
sich zwar historisch nicht mit derselben Sicherheit die 
Unanwendbarkeit unseres Satzes nachweisen, aber die 
inneren Gründe, aus denen sich dieses Resultat rechtfertigt, 
sind Air bewegliche und unbewegliche Sachen in gleicher 
Weise massgebend.^) Denn wenn wir die Handlungen in 
näheren Augenschein nehmen, durch welche der Erwerb 
oder Verlust eines dinglichen Rechts unmittelbar vor sich 
geht, so ergiebt sich ganz evident, dass dieselben zu der 
konkreten Sache selbst in engster begrifflich unlöslicher 
Beziehung stehen. Eine solche Handlung, wie die Auf- 
lassung, die Eintragung in öffentliche Bücher und nament- 
lich auch die Tradition, kann man sich ihrer Natur nach 
nur dort, wo die Sache sich befindet, und an keinem 
anderen Punkte des Raumes vorgenommen denken. Aller- 
dings kann das positive Recht die blosse Erklärung des 
Willens zum Erwerb und Verlust für ausreichend erklären, 
aber dem Charakter und Wesen des dinglichen Rechts 
entspricht dies nicht. Der Abschluss eines obligatorischen 
Rechtsgeschäfts, die Errichtung eines Testaments ist an 
sich überall möglich, und daher erscheint für sie die Aus- 
bildung des Satzes locus regit actum als gerechtfertigt. 
Handlungen aber, welche einen dinglichen Charakter haben, 
sind an sich überhaupt nur an dem Orte denkbar, wo die 
in Frage stehende Sache sich befindet, und der Satz kann 
daher bei diesen nicht Platz greifen. Dies gilt für be- 
wegliche Sachen in demselben Masse wie für unbewegliche, 
und kann der Umstand, dass der Besitzer mit Hilfe einer 
Ortsveränderung auch das örtliche Recht willkürlich ändern 
kann, eine abweichende Behandlung nicht begründen. In- 



') R. G. E. XVIU, S. 39 f. 
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soweit aber eine — bewegliche oder unbewegliche — 
Sache nicht in ihrer Individualität, sondern als Bestandteil 
eines Yermögenskomplexes in Betracht kommt, insoweit 
tritt die lex rei sitae wieder zurück; errichtet also jemand 
über sein Vermögen, zu dem auch Liegenschaften und 
bewegliche Güter gehören, ein Testament, so tritt der 
Satz locus regit actum in den Vordergrund«') 

2. Ausserhalb des Sachenrechts hat der Satz locus 
regit actum eine umfassende Geltung. Natürlich ist aber 
dann eine Ausnahme zu machen, wenn das Recht des 
Ortes, welchem die Handlung ihrer Natur nach angehört, 
auch hinsichtlich der Form über die Grenzen seines Terri- 
toriums hinaus Beachtung fordert.*) Dies ist jedoch im 
Zweifel nicht zu präsumieren, vielmehr nur dann anzu- 
nehmen, wenn es ausdrücklich vorgeschrieben ist oder aus 
dem Sinne eines Rechtssatzes klar hervorgeht. So könnte 
z. B. ein Gesetz, welches über die Formen der Testamente 
Bestimmungen enthält, die Anordnung treffen, dass die 
Unterthanen selbst im Auslande in keiner anderen Form 
als der inländischen testieren dürfen, oder es könnte ihnen 
zwar die Anwendung der ausländischen Formen, jedoch 
nur für Notfälle gestatten.') De lege ferenda allerdings 



') Bevor das römische Princip der üniversalsuccession in Deutsch- 
land allgemein anerkannt war, verlangte man vielfach anch für die 
Testamentsform die Beobachtung der lex rei sitae, vrenn unbewegliche 
Sachen zum Nachlasse gehörten ; bezüglich der Mobilien natürlich nicht, 
denn hier gilt ja der Satz: »Mobilia personam sequuntur.« 

*) Z. B. Pr. Landr. 15, § 115. Seuffert Archiv XIX, Nr. 108 u. 
XXII, Nr. 112. 

») Lübisches Stadtrecht, II, Titel 1, A. 16. Ein Gesetz kann 
sogar noch weiter gehen und nicht blos die ausländische Form, sondern 
überhaupt die Vornahme im Auslande ausschliessen, namentlich dadurch, 
dass eine bestimmte inländische Behörde, z. B. das forum domicilii, 
für gewisse Akte als ausschliesslich kompetent bezeichnet wird. Diese 
Vorschriften beziehen sich aber meist nur auf solche Rechtshandlungen, 
liir deren Vornahme im Auslande in der Regel kein Bedürfnis vor- 
handen ist, z. B. die Adoption, und sind daher insoweit legislativ ge- 
rechtfertigt. 
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erscheinen salche Beschränkungen als bedenklich, da sie 
anf den Verkehr eine lähmende Wirkung ausüben. 

3. Sodann ist in diesem Zusammenhange die Frage 
aufzuwerfen, ob der Sinn der Bechtsregel locus regit actum 
der ist, dass eine Kechtshandlung überhaupt nur dann als 
formell gültig angesehen werden kann, wenn die am Orte 
der Vornahme erforderlichen Formen gewahrt sind,^) oder 
ob es auch genügt, wenn die Formvorschriften desjenigen 
Ortes beobachtet sind, welchem die Handlung ihrer Natur 
nach angehört. Man pflegt dieser Frage die Formulierung 
^n geben: Hat der Satz locus regit actum eine zwingende 
oder eine facultative Bedeutung? Die Antwort auf diese 
Frage kann nicht zweifelhaft sein, wenn wir die Entstehung 
der Begel locus regit actum in Betracht ziehen. Denn da 
dieselbe, wie wir gesehen haben, sich als Erleichterung 
für den Rechtsverkehr auf gewohnheitsrechtlichem Wege 
festgestellt hat, so ergiebt sich, dass sie nur als Begünsti- 
gung und nicht als Beschränkung aufzufassen ist, und dem- 
gemäss ist anzunehmen, dass eine Handlung sowohl in den 
Formen der lex loci actus als in den Formen des ftir sie 
allgemein massgebenden örtlichen Rechts gültig vorgenommen 
werden kann.*) Allerdings wird, wie Bar mit Recht her- 
-vorhebt,') im Falle dass die am Orte der Handlung vorge- 
schriebene Form eine strengere ist, eine Nichtbeachtung 
derselben den Willen einer bindenden Erklärung als zwei- 
felhaft erscheinen lassen, und es wird der Umstand allein, 
dass das ftlr die Handlung im allgemeinen massgebende 
örtliche Recht gar keine oder eine mildere Form verlangt, 
noch nicht ausreichen^ um jenen Willen zu präsumieren. 
Vielmehr wird jeder einzelne Fall dieser Art daraufhin 
geprüft werden müssen, ob die Handelnden eine rechtlich 



^) Biccins a. a. 0., S. 533. Cocceji a. a. 0., Titel 7, § 6. Danz 
Ä. a. 0., T. 181. Hofacker a. a. 0., § 142, III. Schäffiier a. a. 0. 
S. 105. 

») Seuffert Archiv, XVI, 89 u. XXXVIII, Nr. 1. R. G. E. I» 
S. 323. XVIII, S. 46. XX, S. 354. 

») Bar a. a. 0., S. 358. 



40 

bindende Erklärung abzugeben beabsichtigten oder nicht. 
Die Verteidiger des fakultativen Sinnes unseres Satzes ge- 
raten aber untereinander wieder in Uneinigkeit über die 
Frage, in welchem Umfange die Wirksamkeit einer Handlung 
anzuerkennen sei, bei welcher nicht die Formen der lex 
loci actus, wohl aber die ihres allgemeinen örtlichen Rechts 
gewahrt sind. Diejenigen, welche von dem Standpunkte 
ausgehen, dass die natürliche Form einer Handlung die am 
Orte ihrer Vornahme vorgeschriebene sei, stellen die Be- 
hauptung auf^), dass nur, wenn diese gewahrt ist, die 
Handlung ttberall als formell gilltig anzusehen sei; sind 
dagegen nur die Förmlichkeiten desjenigen Rechts beobachtet 
worden, dem die Handlung sonst untersteht, so habe der 
Richter dieses Rechtsgebietes allerdings die Handlung als 
formell gültig zu betrachten, nicht aber die Gerichte anderer 
Staaten, in deren Gebiet dieselbe zur Sprache kommt. 
Dieser Auffassung steht aber die Erwägung gegenüber, dass 
doch andere Staaten kein Interesse daran haben, einer 
Handlung Existenz und Wirksamkeit abzusprechen, welche an 
demjenigen Orte, dem sie ihrer Natur nach angehört, als voll- 
gültig behandelt wird. ^) Ein Testament also, das ein Franzose 
in Deutschland durch blosse Schriftform errichtet, wird der 
richtigen Ansicht nach nicht bloss der französische, sondern 
auch der deutsche Richter, falls bei ihm die Frage der Gültigkeit 



*) Namentlich für Testamente: Hertius a. a. 0., IV, § 10a. E. 
Schweppe a. a. 0.» S. 57. Weitergehend Zachariae a. a. 0., S. 101. 
Reinhardt, Ergänzungen zu Glück, 1883, S. 32. » 

•) Für letzt willige Verfügungen erkennt Wächter a. a. 0. diea 
an, nicht aber für obligatorische Verträge (S. 406 f.) uiid begründet dies 
damit, dass letztwillige Verfügungen am Wohnsitz des Testators ihren 
festen Sitz haben, dessen örtliches Hecht auf sie anzuwenden ist, wo 
auch immer sie zur Sprache kommen; dass für obligatorische Verträge 
dagegen ein solcher Sitz nicht vorhanden, vielmehr das Recht des kon- 
kreten Elagortes als massgebend anzusehen sei. Nach unserer Auf- 
fassung hat jede Rechtshandlung, auch die Obligation, ihren festen 
Sitz, dessen örtliches Recht überall ohne Rücksiebt auf den zufalligen 
Klagort auf sie anzuwenden ist. Daher das verschiedene Resultat. 
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zur Sprache kommt, anerkemien müssen und ebenso der Richter 
eines dritten Landes, in dem sich etwa Güter des Testators 
befinden. Jedoch ist auch hier zuzugeben, dass ein Staat 
vermöge positiver Vorschrift innerhalb seines Gebietes die 
Beobachtung ausländischer Formen gültig ausschliessen 
und die Innehaltung der inländischen Form auch Ausländern 
zur Pflicht machen kann. So bestimmt z. B. § 41 des 
deutschen Personenstandsgesetzes vom 6. Februar 1875: 
»Innerhalb des deutschen Reichs kann eine Ehe rechtsgültig 
nur vor dem Standesbeamten geschlossen werden.« Eine 
Ehe also, welche Ausländer bei uns in den Formen ihrer 
Heimat eingehen, kann ein deutscher Richter als formell 
gültig nicht anerkennen: aber auch nur soweit kann eine 
solche Bestimmung ihren Einfluss erstrecken, und keines- 
wegs hat sie eo ipso zur Folge, dass jene Ehe auch in 
der Heimat der Beteiligten als unwirksam anzusehen ist. 
Ferner kommt dem Satze locus regit actum ein zwin- 
gender Charakter in allen Fällen zu, in denen eine öffent- 
liche Behörde zur Mitwirkung bei Rechtsakten berufen ist 
und dieselben im Auslande vorgenommen werden. Denn 
die Behörde der Auslandes handelt nur, wenn sie dessen 
Formen wahrt, im Rahmen ihrer staatlichen Vollmacht, und 
wenn sie unter Ausserachtlassung derselben die Förmlich- 
keiten einer fremden Rechtsordnung beobachtet, so steht 
überhaupt ein obrigkeitlicher Akt, der publica fides in An- 
spruch nimmt, nicht in Frage. Abgesehen von diesen Aus- 
nahmen aber steht es, um dies noch einmal zu wiederholen, 
den Handelnden in der Regel frei, ob sie sich der Förm- 
lichkeiten der lex loci actus bedienen wollen oder der 
Formen desjenigen Rechtsgebiets, welchem die Handlung 
ihrer Natur nach angehört, so dass also der Regel locus 
regit actum kein zwingender, sondern lediglich ein fakul- 
tativer Charakter zuzuschreiben ist. 

Fassen wir nun, was über die Formen der Rechtshand- 
lungen im allgemeinen gesagt ist, kurz zusammen, so kommen 
wir zu folgendem Resultate. Nicht als Ausfluss eines all- 
gemeinen Princips, sondern infolge eines positiven, die 
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Hechtskonseqaenz durchbrechenden Gewohnheitsrechts hat 
hier der Satz locus regit actum eine ausgedehnte Geltang. 
Ausgenommen sind nur Rechtsakte, durch welche unmittelbar 
-der Erwerb oder Verlust eines dinglichen Bechts vor sich 
geht; fbr alle anderen Handlungen dagegen gilt die Regel 
schlechthin und zwar ohne Beschränkung auf gewisse 
Arten von Formen, ohne Unterscheidung der zur Anwendung 
treibenden Motive. Eine zwingende, absolute Bedeutung 
^ber hat der Satz nicht; yielmehr sind in der Begel auch 
die Förmlichkeiten des Orts, an welchem die Handlung 
ihren rechtlichen Sitz hat, als genügend zu erachten. 

Nachdem wir so die Anwendbarkeit der Begel im all- 
gemeinen festgestellt haben, wollen wir nun noch aus den 
einzelnen Bechtsgebieten einige Fragen von besonderer 
Wichtigkeit einer kurzen Besprechung unterziehen. 

1. Dass die Begel locus regit actum fQr die Form der 
obligatorischen Bechtsgeschäfte allgemein massgebend ist, 
steht ausser Frage. Nun aber kann der allerdings seltene 
Fall eintreten, dass mit Sicherheit nicht festgestellt werden 
kann, an welchem Orte eine Handlung vorgenommen worden 
ist; so namentlich bei Verträgen, weiche die Kontrahenten 
auf der Beise, vielleicht im Eilzuge mehrere Länder durch- 
fliegend, abgeschlossen haben. ^) Was in einem solchen 
Falle zu gelten habe, ergiebt sich aus der obigen Fest- 
stellung, dass der Satz locus regit actum nur in fakultativem 
Sinne zu nehmen sei.^) Denn wenn im allgemeinen das 



^) Dass dieser Fall thatsächlich, wie im Texte angenommen, nur 
für das Obligationenrecht praktische Bedeutung erlangen wird, glaube 
ich damit begründen zu können, dass es sich hier um Geschäfte des 
taglichen Lebens handelt, welche auf der Reise ebensogut abgeschlossen 
werden können wie sonst. Handlungen dagegen wie die Eheschliessung, 
die Errichtung eines Testaments u. s. w. müssen sowohl ihrer Wich- 
tigkeit als ihrer naturgemäfisen Seltenheit wegen als besonders ein- 
schneidende Akte des menschlichen Lebens bezeichnet werden, und 
dürfte ihre Vornahme unter so ausserordentlichen Umständen kaum, 
praktische Bethätigung erfahren. Anders in dem auf S. 35, Anm. 1, 
erörterten Falle, welcher mit diesem nicht zu identificieren ist. 

») Bar a. a. 0., S. 358. 
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eine oder das andere Gesetz als anwendbar erscheint, so 
folgt daraas, dass, wenn das eine Gesetz in concreto ver- 
sagt, das andere allein massgebend sein muss. Demgemäss 
wird ein auf der Beise geschlossener Vertrag als gttltig 
anzusehen sein, wenn er den Formvorsohriften desjenigen 
Rechts entspricht, dem die Handlung in allen Beziehungen 
ihrer Natur nach untersteht. Vom Standpunkte derjenigen 
aus, welche unserer Begel einen imperativen Charakter 
beilegen, würde es in obigem Falle an einer Entscheidungs- 
norm fehlen, es mttsste denn zufallig sein, dass die Formen 
aUer Länder, die man passiert hat, gewahrt sind. In gleicher 
Weise ist die Frage zu lösen, nach welchem Becht die 
formelle Gültigkeit eines auf brieflichem Wege geschlossenen 
Vertrages zu beurteilen sei. Ginge man in diesem Falle 
von dem Satze locus regit actum aus, so müsste man 
zunächst feststellen, an welchem Orte denn der Vertrag als 
abgeschlossen anzusehen sei, ob am Wohnorte des Offerenten 
oder des Acceptanten. Eine solche Entscheidung aber 
wird von einer gewissen Willkür nicht freizusprechen sein, 
zumal leicht die lex domicilii des Absenders den Wohnort 
des Empfängers und die lex domicilii des EmpüLngers 
den Wohnort des Absenders als Ort des Vertrags- 
abschlusses bezeichnen kann. ^ Infolgedessen erscheint 
es namentlich für die Praxis als angemessen, diese 
Frage offen zu lassen und das örtliche Becht, dem der 
Vertrag im allgemeinen untersteht, auch hinsichtlich der 
Form als massgebend zu betrachten; dieses örtliche 
Recht aber ist nach unserem Dafürhalten, wie später 
gezeigt werden soll, in dubio das am Wohnsitze des 
Schuldners geltende Becht. Ein brieflich geschlossener 
Vertrag daher, welcher beiden Konti-ahenten Verpflichtungen 
auferlegt und nicht ganz zweifellos in allen seinen Bezie- 
hungen einem andern Bechte untersteht, wird nur dann 
als formell gültig angesehen werden können, wenn die am 
Wohnorte beider Kontrahenten geltenden Gesetze tiberein- 
stimmend keine andere Form als Schriftform erfordern. 

') Bar a. a. 0., S. 361. Seuffert Archiv, XXXV, 89. 
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Ans dem Gebiete des Obligationenrecbts ist sodann an 
diesem Orte eine besondere Obligation hervorzaheben. Dies 
ist die Wecbselyerpflichtang, binsichtlicb welcher die Regel 
locus regit actum durch Gesetz, jetzt Beichsgesetz, aus- 
drücklich anerkannt ist. Nach A. 85 I der Wechsel-Ordnung 
werden die wesentlichen Erfordernisse eines im Ausland 
ausgestellten Wechsels sowie jeder anderen im Ausland 
ausgestellten Wechselerklärung nach den Gesetzen des Ortes 
beurteilt, an welchem die Erklärung erfolgt ist. Dieser 
Satz, welcher die Regel locus regit actum ausspricht, hat 
jedoch in einem Falle auch fiir das Wechselrecht nur eine 
fakultative Bedeutung. Denn eine Wechselerklärung, durch 
welche sich ein Inländer einem anderen Inländer im Aas- 
lande verpflichtet, hat auch dann Wechselkraft, wenn sie 
nur den Anforderungen der inländischen Gesetzgebung 
entspricht.^) Eine weitere Anerkennung der Begel locus 
regit actum im Wechselrecht findet sich darin, dass ver- 
möge ausdrücklicher Vorschrift unserer Wechsel- Ordnung 
ftlr die Form von Handlungen, welche mit einem Wechsel 
zur Ausübung oder Erhaltung des Wechselrechts an einem 
ausländischen Platze vorzunehmen sind, das dort geltende 
Becht als allein massgebend anzusehen ist. ^) Hier hat der 
Satz locus regit actum einen zwingenden Charakter.^) 

2. Im Gebiete des Familienrechts findet die Begel locus 
regit actum zunächst Anwendung auf die Form der Ver- 
löbnisse.^) In früherer Zeit war dies nicht allgemein an- 
erkannt. Man machte dagegen besonders geltend, dass 
die Gesetze, welche eine bestimmte Verlöbnisform vor- 
schreiben, einen absoluten, nicht einen dispositiven Charakter 

') W. 0. A. 85: UI. 
«) W. 0. A. 86. 

* 

^) Für die Protesterhebung, welche die Aufnahme einer öffent- 
lichen Urkunde erfordert, wäre dies schon nach den obigen Erörte- 
rungen (S. 41) selbstverständlich; aber auch sonst entspricht es der 
Natur der Sache. 

*) Bar a. a. 0., S. 479. Stobbe a. a. 0., § 34: I. Seuffert 
Archiv XX, 1. Beseler a. a. 0., § 39: VII c. 
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haben. ^) Dem steht jedoch gegenüber, dass alle Gesetze, 
welche Formvorschriften enthalten, als zwingende anzusehen 
sind und der Disposition des Parteiwillens nicht nachgeben, 
und dass die Regel locus regit actum nicht aus der Auto- 
nomie der handelnden Personen hervorgegangen, sondern 
auf gewohnheitsrechtlichem Wege zur Ausbildung gelangt 
ist. Auch kann dem Umstand kein Einfluss zugestanden 
werden, dass die Rücksicht auf das Wohl der Unterthanen 
den Gesetzgeber veranlasse, eine Form für das Verlöbnis 
vorzuschreiben, damit die Entstehung unüberlegter Ver- 
löbnisse gehindert und Streitigkeiten aus denselben vor- 
gebeugt werde. Denn eine ähnliche Rücksicht waltet 
z. B. bei der Formvorschrift des S. C. Vellaeanum ob, und 
für solche Formen kann, wie oben ausgeflihrt, eine Aus- 
nahme nicht anerkannt werden. 

Sodann kommt hier namentlich die Eheschliessung in 
Frage. Während auch bei dieser im allgemeinen die Geltung 
der Regel locus regit actum anerkannt wird, so ist doch 
im einzelnen, besonders über das Verhältnis der staatlichen 
und kirchlichen Eheschliessungsformen zu einander, noch 
Streit vorhanden. 2) Ein Gesetz, welches die kirchliche 
Trauung als Form der Eheschliessung vorschreibt, beruht 
unleugbar auf sittlich- religiöser Grundlage. Hieraus folgert 
Savigny,*) welcher die auf vorwiegend sittlichen Gründen 
beruhenden Gesetze als jus cogens im internationalen Sinne 
ansieht, dass auch diesem Gesetze ein solch zwingender 
Charakter beizulegen und demgemäss seine verbindliche 
Kraft für Inländer schlechthin anzuerkennen sei. Dieselben 
sollen also auch im Auslande nur in der Form der kirch- 
lichen Trauung eine Ehe eingehen können, resp. eine im 
Auslande geschlossene Civilehe soll erst durch Nachholung 
der Trauung im Inlande — allerdings dann mit rückwir- 
kender Kraft — Gültigkeit erlangen. Dieses Resultat aber 



') Seuffert Archiv V, 136 und XIX, 108. 
«) Bar a. a. 0., S. 472. Beseler a. a. 0., § 39: Vn c. 
») Savigny a. a. 0., S. 356. Ihm folgen Thöl a. a. 0., § 80; 
öerber a. a. 0., § 36, A. 6; ünger a. a. 0., S. 210. 



46 

ist ebensowenig anzuerkennen wie der demselben zu Grande 
liegende Satz, dass alle aus sittlichen Bücksichten henror- 
gegangenen Gesetze als absolut zwingende Normen anzu- 
sehen seien. Die Anwendung ausländischen Rechts ist 
vielmehr, wie schon mehrfach heryorgehoben, nur dann 
ausgeschlossen, wenn das Resultat der Anwendung sittlichen: 
oder rechtlichen Grundsätzen des Inlandes widerstreitet. 
Davon aber kann hier keine Rede sein, wo es sich doch 
um die Aufrechterhaltung einer im Auslande gültig ge- 
schlossenen Ehe handelt; vielmehr würde gerade die ent- 
gegengesetzte Praxis nicht nur Wohlfahrt und Glück mancher 
Familie zerstören, sondern auch den unheilvollsten mora- 
lischen Einfluss üben. Die Savignysche Argumentation 
kann uns also nicht überzeugen; desgleichen aber muss es ala 
eine vergebliche Mühe bezeichnet werden, auf anderem Wege 
das in Frage stehende Resultat erreichen zu wollen. Denn 
dasselbe würde unserer Ansicht nach überhaupt nur dann 
mit einiger Aussicht auf Erfolg verteidigt werden können^ 
wenn die Form der Trauung vom Standpunkte der Kirche 
aus als begrifflich wesentliches Merkmal einer gültigen 
Ehe anzusehen wäre. Jedoch weder für das katholische 
noch für das protestantische Kirchenrecht wäre eine solche 
Behauptung zu erweisen. In der katholischen Kirche hat 
bis zum Gonc. Trid. der Satz »consensus facit nuptias c 
eine unbestrittene Geltung gehabt, und ist somit eine be- 
stimmte Form fllr die Eingehung der Ehe nicht erfordert 
gewesen; die protestantische Kirche andererseits hat über- 
haupt die staatliche Kompetenz in dieser Frage anerkannt. 
Die kirchliche Trauung kann daher selbst vom Standpunkte 
der Kirche als dem Begriffe der Ehe immanent nicht be- 
zeichnet werden, und somit ist ohne besondere Bestimmung^ 
keine Veranlassung gegeben anzunehmen, dass ein Staat, 
welcher die kirchliche Form als gesetzliche vorschreibt^ 
dieselbe als begriffliches Essentiale der Ehe betrachtet. 
Vielmehr haben die Gerichte desselben richtiger Ansieht 
nach eine im Auslande geschlossene Civilehe auch für In- 
länder als gültig anzuerkennen, selbst wenn diese nur in 
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das Ausland gegangen sind, nni der kirchlichen Form sieb 
zu entziehen. Andererseits aber wird ein Staat, in dessen 
Gebiet die Civil ehe obligatorisch ist, mit ebensowenig Becht 
einer Ehe die Gültigkeit absprechen können, welche In- 
länder in der kirchlichen Form des Auslandes daselbst 
wirksam eingegangen sind. Denn vermöge der gesetzlichen. 
Anerkennung des Auslandes kommt die priesterliche Trauung 
eben nur als staatliche Form dieses Territoriums und 
nicht als kirchliche Form in Betracht. Seit bei uns die 
obligatorische Givilehe als gemeines Becht gilt, ist ver- 
möge des bereits oben hervorgehobenen § 41 des Per- 
sonenstandsgesetzes für Ausländer, welche bei uns eine 
Ehe eingehen wollen, schlechthin der Grundsatz locus regit- 
actum massgebend. Jedoch erstreckt sich der Einfluss 
dieser Bestimmung nur insoweit, als die Gültigkeit dieser 
Ehe in unserem Staate zur Sprache kommt, während der 
Heimatstaat die in seinen Formen bei uns vollzogene Ehe 
allerdings als gültig behandeln wird. Was jedoch Aus- 
länder betrifft, in deren Heimat die kirchliche Trauung 
vorgeschrieben ist, so wird es für sie schlechterdings un- 
möglich sein, bei uns eine auch nur in ihrer Heimat gültige 
Ehe ohne gleichzeitige Wahrung unserer Formen einzugehen, 
insofern § 67 jenes Gesetzes den Geistlichen unter schwerer 
Strafandrohung verbietet, die kirchliche Trauung vorzunehmen, 
bevor der Nachweis des bereits stattgefundenen Ehe- 
schlusses vor dem Standesbeamten geführt ist. Soviel 
über die Ehe. 

Auch auf die übrigen privaten Bechtsakte des Familien- 
rechts erstreckt sich die Geltung des Satzes locus regit 
actum. 1) In erster Linie sind hier zu nennen einerseits 
die Handlungen, durch welche eine Aufiiahme in den 
Familien verband vor sich geht, wie die Anerkennung eines 
unehelichen Kindes oder die Adoption, andererseits Akte, 
welche einen Austritt aus dem Kreise der Hausgenossen 



Bax a. a. 0., S. 535, 549, 551. Stobbe a. a. 0., § 34, VJI 
Schmid a. a. 0., S. 88. Anderer Meinung: Wäcbter XXV, S. 185. 
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bedeuten, wie die Emaneipation oder die Scheidung ans 
der Were. Jedoch kann der Satz auch hier natürlich nur 
insoweit Anwendung finden, als eine reine Formvorschrift 
in Frage steht. Wenn also zur Gültigkeit eines solchen 
Aktes die Genehmigung des Gerichts oder einer anderen 
Behörde eingeholt werden muss, so ist vor allem fest- 
zust^en, ob diese Genehmigung wirksam versagt werden 
kann. Ist dies der Fall — wie z. B. immer bei der legi- 
timatio per rescriptum principis — , so handelt es sich nicht 
blos um eine Förmlichkeit, sondern um eine materielle 
causae cognitio, die naturgemäss nur der Behörde des- 
jenigen Ortes zustehen kann, an welchem das in Frage 
stehende Verhältnis seinen Sitz hat. Wenn dagegen anzu- 
nehmen ist, dass eine Genehmigung nicht rechtsgültig 
verweigert werden kann, so liegt eine reine Formvorschrift 
vor, und die Handlung kann auch im Auslande unter Be- 
obachtung der dortigen Förmlichkeiten vorgenommen werden. 
Jedoch auch diese Freiheit fällt weg, wenn das inländische 
Gesetz die Beobachtung einer anderen als der von ihm 
vorgeschriebenen Form überhaupt ausschliesst, was gerade 
bei diesen Rechtshandlungen häufig der Fall ist; eine 
solche Ausschliessung liegt z. B. darin, dass ibr die Mit- 
wirkung bei solchen Förmlichkeiten eine bestimmte Behörde, 
etwa das Landgericht des Domizils, als ausschliesslich 
zuständig bezeichnet wird. 

3. Im Erbrechte sind es vorzüglich die Rechtsgeschäfte 
auf den Todesfall, auf welche die Regel locus regit actum 
Anwendung findet: Testamente, Kodicille, Erbvertrüge, 
Schenkungen von Todeswegen, und zwar ist sowohl für 
die Form ihrer Vornahme wie für die Form eines etwaigen 
Widerrufs die Geltung des Satzes zu statuieren. Jedoch 
muss es auch immer als genügend angesehen werden, 
wenn die Förmlichkeiten des Ortes beobachtet sind, welcher 
als der Sitz der hereditas anzusehen ist; dies ist aber, 
wie wir später sehen werden, das letzte Domizil des Erb- 
lassers. Hieraus ergiebt sich zugleich, wie man den Fall 
zu behandeln hat, wenn jemand sein bisheriges Domizil 
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mit einem anderen vertauscht, nachdem er bereits für den 
Fall seines Todes über das Schicksal seines Vermögens 
Dispositionen getroffen hat.^) Ohne Einfluss ist dieser Um- 
stand dann, wenn die Vorschriften der lex loci actus beobachtet 
sind; denn eine Handlung, welche den am Orte ihrer 
Vornahme geforderten Förmlichkeiten entspricht, ist tiberall 
als gültig anzuerkennen. Ist aber ohne Einhaltung der 
lex loci actus bei einem Rechtsgeschäft von Todes- 
wegen nur die heimatliche Form gewahrt, dann muss das- 
selbe gemäss der Rechtskonsequenz hinfällig sein, wenn 
der Ort, an dem es seinen natürlichen Sitz hat, das Do- 
mizil des Handelnden zur Zeit seines Todes, andere Förm- 
lichkeiten erfordert als das Domizil zur Zeit der Handlung. 
Diese Rechtswirkung der Domizilverlegung will Bar^) le- 
diglich auf die einseitigen Rechtsgeschäfte beschränken, 
aber namentlich bezüglich der Erbverträge aus dem Gjunde 
nicht gelten lassen, weil der eine Kontrahent bereits ein 
festes unwiderrufliches Recht erworben habe und es dem 
andern nicht freistehen könne^ durch eine Veränderung 
seines Domizils den Vertrag formell ungültig und somit das 
bereits erworbene Recht hinfällig zu machen. Dieser Grund 
ist jedoch nicht zwingend. Einerseits kommt Bar^), da er 
zugiebt, dass die materielle Gültigkeit nur nach dem letzten 
Personalstatut des Erblassers sich richten könne, ebenfalls 
zu dem Resultate, dass jemand durch eine einfache Än- 
derung des Domizils die Ungültigkeit des Vertrages herbei- 



^) Die Frage wird auch allgemein aufgeworfen und auf folgende 
Weise formuliert: Inwieweit hat die Änderung des Personalstatuts 
Einfluss auf die bereits vorgenommenen Rechtshandlungen? Jedoch 
ergiebt schon die Natur der Sache, dass eine solche Änderung keinen 
Einfluss auf Handlungen haben kann, als deren örtliches Recht das 
Personalstatut des Handelnden im Zeitpunkte des Handelns anzusehen 
ist, vielmehr eben nur solche Akte, für welche das letzte Personal- 
statut des Handelnden als bestimmend erscheint. Das sind aber die 
E.echtsgeschäfte auf den Todesfall. 

•) Bar a. a. 0., S. 364. 

») Bar a. a. 0., Bd. H, S. 340. 

4 
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führen und das feste Recht seines Kontrahenten illnsorisch 
machen kann. Andererseits aber giebt es eben nur zwei Formen, 
in denen ein Rechtsgeschäft errichtet werden kann: die 
Form der lex loci actus und die Form des Rechts, dem 
das Geschäft überhaupt in allen Beziehungen unterliegt. 
Ist also die lex loci actus nicht eingehalten, so ist ein 
Geschäft von Todeswegen nur gültig, wenn die Formvor- 
schriften des letzten Wohnsitzes gewahrt sind.^) Da nun 
aber niemand wissen kann, wo er zur Zeit seines Todes 
domiziliert sein wird, dagegen die Sicherheit und Festigkeit 
des gegenwärtigen Domizils die Präsumption der Fortdauer 
rechtfertigt, so erscheint es als geboten, einerseits den hier 
in Frage stehenden Willenserklärungen, wenn sie nicht 
den Formvorschriften des jeweiligen Domizils, wohl aber 
zufälligerweise denen des letzten entsprechen, jede Wirk- 
samkeit zu versagen, andererseits aber sie anzuerkennen, 
wenn der Handelnde die an seinem damaligen Domizil er- 
forderlichen Förmlichkeiten beobachtet hat und sein letztes 
Domizil entweder dasselbe ist oder wenigstens dieselben 
Formen vorschreibt. Das Resultat flir negotia mortis causa 
ist also folgendes: Immer sind sie gültig, wenn die Förm- 
lichkeiten des Orts ihrer Vornahme gewahrt sind; hat aber 
jemand nur die Form seines Domizils beobachtet, so ist 
das Geschäft nur gültig, wenn das Domizil zur Zeit seines 
Todes dasselbe ist oder sich mit den nämlichen Formen 
begnügt. 

Ausser den bisher behandelten Rechtsakten aber giebt 
€S im Gebiete des Erbrechts noch andere, auf welche der 
Satz locus regit actum Anwendung findet. Hierher gehören 



^) Die gewöhnliche Argumentation ist folgende: ein Testament 
kann im Auslande, ausser in der Form des Errichtungsortes, auch in. 
der Form des Wohnsitzes des Testators gültig errichtet werden; ein 
solches Testament ist aber ungültig, wenn derselbe z. Z. des Todes 
sein Domizil an einem anderen Orte hat, wo strengere Förmlichkeiten 
verlangt werden. Der umgekehrte von mir im Texte eingeschlagene 
Weg erscheint mir als richtiger und dem Grundprincip mehr ent- 
sprechend. 
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namentlich diejenigen Handlungen, durch welche der Wille, 
eine Erbschaft oder ein Vermächtnis zu erwerben resp. 
darauf zu verzichten, in die Aussenwelt treten soll. 



§ 6^ Das Innere der Handlung. 

Nachdem wir im Vorangehenden die äussere Form der 
Handlungen betrachtet haben, wollen wir jetzt die innere 
materielle Seite derselben in Augenschein nehmen und fest- 
stellen, inwieweit der Satz locus regit actum auf diese An- 
wendung findet. Hier ergiebt die Natur der Sache, dass 
in dieser Darstellung eine gesonderte Behandlung zu er- 
fahren haben die obligatorischen Handlungen einerseits und 
die Rechtsakte, welche den Gebieten des Sachenrechts, des 
Familienrecht^ und des Erbrechts angehören, andererseits* 
Denn bei den letzteren kann die Geltung unseres Satzes 
in materieller Hinsicht wohl nicht ernstlich in Frage 
kommen, vielmehr sind sie sämtlich durch eine so hervor- 
tretende, immanente Beziehung im Baume ausgezeichnet, 
dass kein Zweifel darüber obwalten kann, hiermit den 
Sitz des in Frage stehenden Bechtsverhältnisses und dem- 
gemäss das massgebende örtliche Becht gefunden zu haben. 
Andererseits ist die Vornahme wenigstens vieler dieser 
Handlungen an sich überall möglich, und es würde somit 
^Is willkürlich und unzutreffend erscheinen, diesem zufälligen 
Orte der Vornahme vor jener in die Augen fallenden in- 
tegrierenden Beziehung den Vorzug zu gewähren. Anders 
bei den obligatorischen Handlungen; hier sind die räum- 
lichen Beziehungen mehr latent, und es wird daher näher 
auf die Frage eingegangen werden müssen, welche von diesen 
als die entscheidende zu betrachten und wieweit hierfür der 
Satz locus regit actum als richtig anzuerkennen ist. Vorher 
aber soll der Vollständigkeit wegen ein kurzer Überblick 
«eigen, welche Beziehungen im einzelnen für die den übrigen 
Rechtsgebieten angehörigen Handlungen als ausschlaggebend 
anzusehen sind. 

4* 
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1. Die für das Sachenrecht bedeutsamen Rechtsakte^ 
d. h. diejenigen Handlangen, welche unmittelbar auf den 
Erwerb oder Verlust eines dinglichen Hechts gerichtet sind^ 
haben ihrer Natur nach an dem Orte ihren Sitz, wo die 
konkrete Sache sich befindet, und das dort geltende Recht, 
die sogenannte lex rei sitae, erscheint flir ihre Gültigkeit 
und Wirkung allein als massgebend. Ein Unterschied 
zwischen Immobilien und Hobilien ist hier nicht zu machen. 
In früherer Zeit stellte man meist den Satz auf: »Mobilia 
ossibus inhaerent« oder »Mobilia personam sequuntur,« d. b. 
bewegliche Sachen gelten als am Domizil ihres Besitzers 
gelegen.*) Diese Fiktion jedoch ist ohne ausreichenden 
Grund und heute von der Theorie — wenigstens des ge- 
meinen Rechts — r allgemein aufgegeben.*) Auch bewegliche 
Sachen gehören ihrer Natur nach dem Punkte des Raumer 
an, wo sie sich thatsächlich befinden, und das Gesetz 
dieses Ortes allein hat über sie zu bestimmen. Eine ab- 
weichende Behandlung kann der Umstand nicht begründen^ 
dass der Besitzer es in der Hand hat, ihre Lage willkürlich 
zu verändern: dann befinden sie sich eben an einem an- 
deren Orte, und es ist eine neue lex rei sitae für sie 
massgebend. Die enge Verbindung einer Sache mit dem 
Orte ihrer Lage überwindet zweifellos alle sonstigen räum- 
liehen Beziehungen. Der Satz locus regit actum kann 
daher bei den hier in Betracht kommenden Handlungen 
flir die Beurteilung ihrer materiellen Wirksamkeit und 
Rechtsfolgen ebensowenig als anwendbar erscheinen wie 
wir dies oben flir die Frage der formellen Gültigkeit 
festgestellt haben. 

*) Hofacker a. a. 0., § 140. Danz a. a. 0., S. 178. Hommel a. 
a. 0., Obs. 409, Nr. 41. Thibaut a. a. 0., § 38. Schweppe a. a. O., 
S. 52. Die AshäDger dieser Ansicht lassen sich meist nicht näher 
darüber aus, ob sie den Eigentümer oder den Besitzer meinen; für 
den Eigentümer s. z. B. Kiemlff a. a. 0., S. 81. 

*) Holzschuher, Theorie und Kasuistik des gemeinen Rechts, 1843, 
S. 69. Mühlenbruch a. a. 0., § 72. Wächter XXV, S. 385. Savigny 
a. a. 0., S. 171 f. Bar a, a. 0., S. 599. Asser-Cohn, Das internatio- 
nale Privatrecht, 1880, S. 54. R. G. E. VIII, S. 113. 



f>3^ 

2. über die familienrechtlichen Akte ist für unsere Frage 
folgendes zu bemerken. An erster Stelle pflegt hier das 
Verlöbnis abgehandelt zu werden, jedoch ist dies im Hin- 
blick auf seine rechtliche Natur nicht als gerechtfertigt an- 
zusehen. Denn wenn das Verlöbnis auch in engem Zu- 
sammenhange mit der Ehe steht, die vorzubereiten ja seine 
eigentliche Bestimmung ist, so kann dennoch diese seine 
familienrechtliche Seite nicht als die prinzipale bezeichnet 
werden, vielmehr gehört es seinem eigentlichen Wesen nach 
dem Gebiete des Obligationsrechts an.^) Da nämlich beide 
Kontrahenten 'dadurch die Verpflichtung tibernehmen, künftig 
die Ehe mit einander einzugehen, so liegt der richtigen An- 
sicht zufolge nichts anderes als ein auf die Erzeugung 
einer Obligation gerichteter Vertrag vor, und haben somit 
die für Kontrakte geltenden Grimdsätze hier Anwendung 
zu finden. In Gemässheit dieser wird daher der Ort auf- 
zusuchen sein, an welchem die Obligation ihren Sitz hat, 
und nach dessen Recht ist der Verlöbnisvertrag in allen 
Beziehungen zu beurteilen, namentlich auch hinsichtlich der 
Frage, ob eventuell auf Erfüllung oder Schadensersatz wegen 
Nichterfüllung geklagt werden kann.') Im Falle jedoch 
die lex fori eine Klage aus dem Verlöbnis als nicht an- 
ständig betrachtet und demgemäss für unzulässig erklärt. 



*) Bar a. a. , S. 479. Stobbe a. a. 0., § 34, I. ünger a. a. 0. 
Ä. 192. 

*) Seuffert Archiv XX, 1, nam. aber R. G. E. XX, S. 334. 

^) Der Sitz einer Obligation bestimmt sich, wie wir später sehen 
werden, in erster Linie nach der Willensrichtung der Beteiligten. 
Tritt dieselbe aber nicht klar zu Tage, so ist unseres Erachtens das 
Domizil des Schuldners als massgebend anzusehen: cfr. S. 60 f. 
Letzteres erleidet jedoch hier eine Modification: denn die Natur des 
Verlöbnisvertrages bringt es mit sich, dass im Zweifel beide Parteien 
xlieselben Verbindlichkeiten übernehmen wollen, und ist daher eine 
Verpflichtung der einen Partei nur insoweit anzuerkennen, als auch 
die andere Partei verpflichtet ist: also soweit die Domizilgeaetze über- 
einstimmen. Das Ueichsgericht, welches im Zweifel den Erfüllungsort 
als Sitz der Obligation betrachtet, hält folgerecht im vorliegenden 
Palle das Recht des künftigen domicilium matrimonii für massgebend. 
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so muss sie der Richter natürlich selbst dann zurückweisen^ 
wenn das ihre Grundlage bildende Verlöbnis seiner Natur 
nach dem ausländischen Recht untersteht. Was sodann 
die Ehe anbelangt, so bildet anerkanntermassen der Mann 
das Haupt derselben,^) und somit ist als ihr Sitz der Ort 
anzusehen, an dem dieser das Centrum seiner Lebensver- 
hältnisse hat, also das Domizil des Mannes, welches auch 
die Frau im Rechtssinne teilt. Das dort geltende Recht 
muss demnach flir die Beurteilung des ehelichen Verhält- 
nisses in allen Beziehungen massgebend sein, während der 
zufällige Ort des Eheschlusses hierauf keinen Einfluss haben 
kann.^) Die Akte ferner, welche elterliche Rechte und 
Pflichten zu begründen, anzuerkennen und aufzuheben be- 
stimmt sind, wie die Adoption, die Emancipation u. s. w., 
unterliegen ihrer eigentümlichen Natur nach demjenigea 
örtlichen Rechte, welchem die allgemeine Fürsorge für die 
hier handelnd auftretenden Personen zukommt, also dem 
Rechte des Wohnsitzes.®) Im einzelnen aber herrscht hier 
grosse Uneinigkeit; so ist z. B. bei der legitimatio per 
subsequens matrimonium sehr bestritten, ob ftlr ihre Beur- 
teilung auch das Domizil des zu legitimierenden Kindes 
oder nur das des Erzeugers in Frage komme, und weiter,, 
ob nach dem Zeitpunkte der Geburt oder des Eheschlttsses 
sich der massgebende Wohnsitz des letzteren bestimme» 
Auf das Nähere kann hier nicht eingegangen werden, viel- 
mehr genügt es, festzustellen, dass, im Falle solche Hand- 
lungen im Auslande vorgenommen werden, für ihre Beur- 
teilung in materieller Hinsicht der locus actus keinesfalls 
in Frage kommt. 

3. Im Erbrecht liegt der richtigen Ansicht nach eine 
Erstreckung der Willensmacht des Erblassers über seinen 



*) L. 5 D. de ritu nuptiarum 23, 2. Savigny a. a. 0., S. 325. 
Stobbe a. a. 0., § 34, 11. ünger a. a. 0., S. 189. Windscheid a. a* 0., 
§ 35 : 4. Demburg a. a. 0., § 46, 2. 

«) R. G. E. XXIII, S. 332. 

^) Savigny a. a. 0., S. 338 f. Wächter XXV, S. 185 f. Bar a. 
a. 0., S. 534 f. u. 547 f. 
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Tod hinaus, eine Fortsetzung seiner Persönlichkeit. Daraus 
ergiebt sich, dass der Ort, an welchem die Persönlichkeit 
des Erblassers zur Zeit des Todes ihren Sitz hatte, das 
letzte Domizil, auch für das Erbrecht als Sitz anzusehen 
ist.*) Daher sind die dem Gebiete des Erbrechts ange- 
hörigen Handlungen, wie die Errichtung eines Testaments 
oder die Erklärung eines Erbverzichts, ^) in bezug auf ihre 
materielle Wirksamkeit und ihre Rechtsfolgen, wo auch 
immer sie vorgenommen sein mögen, in jedem Falle dem 
Bechte des letzen Wohnsitzes des Erblassers unterworfen. 

Als Resultat dieser kurzen Übersicht ergiebt sich zur 
Evidenz, dass der Satz locus regit actum in materieller 
Beziehung auf die Akte, welche dem Sachenrecht, Familien- 
recht und Erbrecht angehören, vollständig unanwendbar ist. 

Wir wenden uns nun dem Gebiete des Obligationen- 
rechts zu. Wie bereits oben hervorgehoben, sind die 
räumlichen Beziehungen hier nicht so eklatant, und wird 
es daher erforderlich sein, näher auf die Frage einzugehen, 
ob und inwieweit dem Satze locus regit actum für die hier 
in Betracht kommenden Handlungen Geltung zu vindizieren 
sei. Bei einer näheren Betrachtung derselben ergiebt sich 
von selbst eine tiefgreifende Verschiedenheit, welche eine 
gemeinsame Behandlung nicht zulässt. Denn eine Handlung 
erzeugt eine Obligation entweder, weil der Wille der 
handelnden Personen auf ihre Hervorbringung gerichtet ist^ 
oder weil infolge gesetzlicher Bestimmung ihr Eintritt un- 
mittelbar an die Vornahme der Handlung geknüpft ist. 
Je nachdem also eine Handlung durch Selbstbestimmung 
der handelnden Personen oder unmittelbar durch gesetzliche 
Bestimmung eine Obligation erzeugt, ist ihre Behandlung 
auch flir unsere Frage eine verschiedene. Im ersten Falle, 
wo es sich principaliter um den Willen der Parteien handelt, 



*) Holzschuher a. a. 0., S. 57. Mühlenbruch a. a. 0., § 72. 
Savigny a. a. 0., S. 295 f. Wächter XXV, 8. 363 f. Thöl a. a. 0., 
§ 79. Beseler a. a. 0., § 39 : III. Stobbe a. a. 0., § 34 : X. Wind- 
scheid a. a. 0., § 35 : 5. Dernburg a. a. 0., § 46 : 2 d. 

2) R. G. E. VIII, S. 147. 
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wird man diesem auch auf die Frage des örtlichen Bechts 
«inen weitgehenden Einfluss zugestehen müssen, während 
davon im letzteren Falle naturgemäss keine Rede sein kann. 

Dass die obligationes ex contractu, die Vertragsobligationen, 
auch in materieller Hinsicht von dem Satze locus regit 
actum beherrscht werden, ist lange Zeit herrschende An- 
sicht gewesen. Die Gründe, welche die Vertreter dieser 
Theorie geltend gemacht haben, sind auf ihre Stichhaltigkeit 
hin bereits an anderer Stelle (cfr. S. 17 f.) einer Würdigung 
unterzogen worden. Nur einem derselben ist hier noch 
eine nähere Beachtung zu widmen, weil sich auf diesen 
die neueren Verteidiger unseres Satzes fast übereinstimmend 
stützen.^) Dies ist der Gesichtspunkt der Parteienautonomie, 
und unleugbar hat derselbe in Anwendung auf die materielle 
Seite der Kontrakte viel für sich, da die hierher gehörigen 
Normen meist dispositiver Natur sind. Da infolgedessen 
der freien Selbstbestimmung ein weiter Spielraum gelassen 
ist, so soll in erster Linie für die Beurteilung eines Ver- 
trages dasjenige Becht als massgebend angesehen werden, 
welchem die Kontrahenten durch ausdrückliche Vereinbarung 
als anwendbar festgestellt haben. In Ermangelung einer 
solchen Beredung aber ist das örtliche Becht anzuwenden, 
welchem die Parteien sich mutmasslich unterwerfen wollten. 
Welches dies nun ist, haben die besonderen Umstände des 
konkreten Falles zu entscheiden-, weisen diese jedoch nicht 
mit Bestimmtheit auf ein anderes Becht hin, so ist anzu- 
jiefamen, dass die Parteien dem am Orte des Kontrakt- 
schlusses geltenden Bechte ihren Vertrag unterstellen 
wollten. Soweit also ein entgegenstehender Wille der 
Kontrahenten sich nicht ergiebt, soll der Satz locus 
regit actum gelten. Hierfür spricht entschieden manches. 
Erstens ist den Kontrahenten, da sie sich an Ort und 
Stelle befinden, wenigstens immer die Möglichkeit geboten, 



') Wächter XXV, S. 33 f. Beseler a. a. 0., § 39 : V. Unger a. a. 
0., S. 181 f. Zeitschritt für das ges. H. R., Bd. XVII, S. 226, 227. 
Mühlenbruch a. a. 0., § 73. 
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:sich über das massgebende Recht mit Sicherheit za orien- 
tieren, sodann aber wird dadurch der nicht zu unterschätzende 
Vorteil erreicht, dass bei den Rechtsgeschäften, welche 
gegenseitige Verpflichtungen statuieren, ein Gesetz über 
die Verbindlichkeiten beider Kontrahenten entscheidet. 
Jedoch diese Punkte, wenn sie auch schwer ins Gewicht 
fallen, können als ausschlaggebend nicht angesehen werden. 
Einmal spricht dagegen, dass dann Inländer, um den Be- 
schränkungen unserer Rechtsordnung zu entgehen, blos im 
Auslände zu kontrahieren brauchten, wozu an der Grenze 
etwa nur ein Weg von wenigen Minuten erforderlich ist, 
und dass dann unser Richter das ausländische Recht und 
nicht die beschränkenden Gesetze des Inlandes in An- 
wendung bringen müsste. Ferner würde es überhaupt an 
einer Norm für die Entscheidung derjenigen Fälle fehlen, 
in welchen über den Ort des Kontraktschlusses eine sichere 
Kenntnis nicht existiert: so wenn gelegentlich einer Rund- 
fahrt auf dem Bodensee Vertragsverhandlungen stattgefunden 
liaben und die Parteien sich nicht erinnern können, in 
welchem territorialen Teile des Sees die definitive Konsens- 
erklärung erfolgt ist. Aber selbst wenn es in solchen 
Fällen gelingt, den Ort des Vertragsschlusses zu eruieren, 
«0 würde es doch der Sachlage kaum entsprechen, die 
<5esetze desselben dem Vertrage zu Grunde zu legen; viel- 
mehr würde man damit das anwendbare örtliche Recht 
häufig vom blinden Zufalle abhängig machen. Denn wenn 
ivir das obige Beispiel festhalten, so sehen wir, dass viel- 
leicht ein ganz anderes Recht massgebend gewesen wäre, 
wenn der zum Vertragsschluss Aufgeforderte eine Minute 
eher seine Zustimmung erklärt und nicht erst den schnee- 
bedeckten Bergen an den Ufern des Sees seine Be- 
wunderung gezollt hätte. Dies führt uns dazu, die Be- 
ziehung, welche zwischen einem Vertrage und dem Orte 
seines Zustandekommens besteht, als eine meist zufällige 
und rein äusserliche zu bezeichnen, welche für die materielle 
Beurteilung als principiell entscheidend nicht angesehen 
werden kann. Ausnahmsweise aber ist diese Beziehung 
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allerdings von Wichtigkeit und demgemäss der Satz locus 
regit actum in Geltung. 

Bevor wir aber näher darauf eingehen, werden wir erst 
festzustellen haben, welcher Ort denn regelmässig als der 
Sitz einer Vertragsobligation anzusehen sei. Als ausschlag- 
gebend muss hier der auch von den Anhängern der vorigen 
Theorie richtig erkannte Umstand bezeichnet werden, dass 
auf dem Gebiete des Vertragsrechts in erster Linie der 
Parteiwille massgebend ist, und ergiebt sich daraus kon- 
sequent, dass auch der Sitz der Vertragsobligation — wenn 
auch indirekt — durch den Willen der Kontrahenten 
bestimmt wird. Dies ist heute in Theorie und Praxis 
ziemlich allgemein anerkannt, und auch die hierher ge- 
hörigen Entscheidungen des Beichsgerichts nehmen den 
Willen der Beteiligten zum Ausgangspunkte.^) Ein Punkt 
des Baumes kann aber nicht nur durch ausdrückliche 
Bestimmung zum Sitze einer Vertragsobligation designiert 
werden, sondern dies ist auch durch konkludente Hand- 
lungen möglich, und es werden die Umstände des einzelnen 
Falles oft mit Bestimmtheit erkennen lassen, welches Becht 
die Kontrahenten als selbstverständlich anwendbar erachteten. 
Wenn z. B. ein Franzose bei uns einem Inländer gegenüber 
eine Verbindlichkeit übernimmt, die auch im Inlande zu 
erfüllen ist, so liegt darin zweifellos eine stillschweigende 
Unterwerfdng unter unser Becht. Wenn ferner zwei Eng- 
länder bei uns einen in der Heimat zu erfüllenden Vertrag 
abgeschlossen haben, so hat in Ermangelung einer besonderen 
Vereinbarung auch unser Bichter eventuell anzunehmen, 
dass sie demselben das englische Becht substituieren wollten. 
Wenn sich aber eine solche Absicht der Parteien nicht 
klar ergiebt, dann ist die Frage aufzuwerfen, welchem 
Bechte sich die Parteien vermutlich unterworfen haben 
resp. unterworfen haben würden, wenn sie überhaupt daran 
gedacht hätten. Dass dies nicht die lex loci actus ist, 
haben wir bereits gesehen. Ausser dieser kommen aber 



R. a E. IV, S. 246. IX, S. 225. XX, S. 255. XXIV, S. 113. 
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noch in Frage das Recht des Prozessorts, des Erfüllungs- 
orts und die Domizilgesetze der Kontrahenten. 

Dass die Anwendung der lex fori als solcher ^) den 
modernen völkerrechtlichen Anschauungen sowohl als dem 
Wesen der Rechtspflege widerstreiten würde, ist bereits 
mehrfach ausgeftlhrt worden und genügt es, an dieser Stelle 
auf die obigen Erörterungen (S. 11) zu verweisen. 

Wir gehen daher sogleich zu dem Erfüllungsorte über. 
Die Ansicht, welche in dubio den natürlichen Sitz eines 
Rechtsgeschäfts in diesem erblickt, ist als die heutzutage 
herrschende zu bezeichnen ^) und wird auch in den Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts mit Konsequenz vertreten. 
Jedoch auch diese Theorie scheint mir nicht zu befriedigen- 
den Resultaten zu gelangen. Denn wenn zwei Grosskauf- 
lente aus Bremen daselbst einen Vertrag abschliessen, der 
in Chicago zu erfüllen ist, so wird die Annahme kaum als 
gerechtfertigt erscheinen, dass sie beabsichtigten, demselben 
das in Chicago geltende Recht zu Grunde zu legen, ^) 
Ferner würde auch hier unter Umständen eine Entscheidungs- 
norm ganz fehlen. Denn in welcher Weise sollten die 
Fälle entschieden werden, in denen der Erfüllungsort 
alternativ festgestellt oder an verschiedenen Orten teilweise 
Erfüllung vereinbart ist. Hier würde nichts anderes übrig 
bleiben, als entweder alle in Frage stehenden Orte als 
massgebend zu behandeln oder einen beliebigen heraus- 



*) Schmid a. a. 0., S. 66. 

*) Savigny a. a. 0., S. 246. ünger a. a. 0., S. 179. Böhlau, 
Mecklenburgisclies Privatrecht, 1871, Bd. I, S. 456. Gerber a. a. 0.» 
§ 32, No. 12. Demburg a. a. 0., § 48, Anm. 4. 

') Ausser vom Standpunkt des' präsumptiven Parteiwillens wird 
die subsidiäre Geltung des Erfüllungsortes (namentlich von Demburg) 
aus dem Grimde verteidigt, weil in diesem eine der Obligation im-" 
manente räumliche Beziehung zu finden ist, welche als die objectiv 
erheblichste dann den Ausschlag geben muss, wenn die subjective 
Willensrichtung der Parteien nicht erhellt. In der That ist jedoch, 
wie die obigen Erörterungen zeigen, die in Frage stehende Beziehung 
nicht immer eine immanente, und insoweit ist nach unserer Anschauung 
diese Theorie unrichtig. 
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-ztigreifen : *) zwei Resultate, von denen das eine praktisch 
unausführbar, das andere höchst willkürlich ist. Ein weiterer 
Übelstand, den die Theorie des Erfüllungsortes im Gefolge 
hat, ist der, dass durch eine nachträgliche Änderung des- 
selben die Obligation in allen ihren wesentlichen Punkten 
^ine andere wird. Wir sehen also, dass die Resultate 
auch hier nicht viel besser sind, als sie bei der An- 
wendung des Satzes locus regit actum sich ergeben. 

Es bleiben also hier nur noch die Domizilgesetze 
4er Kontrahenten, und diese sind denn auch unserer Ansicht 
nach als ausschlaggebend anzusehen.^) Denn während die 
Präsumption, dass die Parteien den zuföUigen Ort des 
Zustandekommens oder den willkürlichen Ort der Erfüllung 
für die rechtliche Beurteilung ihres Vertrages als mass- 
gebend ansehen wollen, angesichts der thatsächlichen Ver- 
hältnisse meist auf eine Fiktion hinauslaufen wird, so 
entspricht ihrer Intention wohl eher die Annahme, dass 
jeder sich auf das ihm bekannte für seine Verkehrsver- 
hältnisse allgemein geltende Recht seines Wohnsitzes be- 
logen habe. Ist das Domizil dasselbe, so hat dies keine 
Schwierigkeit. Im anderen Falle aber entsteht der Zwiespalt, 
dass im Zweifel jeder Kontrahent das ihm vertraute Recht 
«eines Wohnsitzes dem Vertrage zu Grunde legt, dass also 
4er Gläubiger sich nach seinem Recht berechtigen, der 
Schuldner nach seinem Recht verpflichten will. Wenn man 
sich nun hier für das Domizilgesetz des Schuldners aus 
4em Grunde entscheidet, weil die Person des Schuldners 
mit dem ganzen Rechtsverhältnis inniger verbunden ist 
als die Person des Gläubigers,^) so tibersieht man wohl, 



') Cfr. R. G. E. XIV, S. lU. R. 0. H. G. XXIV, S. 180 f. 
Ü'örster: a. a. 0., § 11:3 b. 

^) Diesen Standpunkt vertreten namentlich Thöl a. a. 0., § 85. 
Stobbe a. a. 0., § 33. Windscheid a. a. 0., § 35, 3. Mommsen a. a. 
0., S. 173. Bar a. a. 0., Bd. II, S. 7 f. 

^) Bar 1. c. Mommsen 1. c. ; cfr. femer auch Savigny a. a. 0., 
S. 201. 
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dass eine Verpflichtung ohne Berechtigung begrifflich un^ 
denkbar ist, und dass man dem Wesen der Obligation 
Abbruch thut, wenn man eine ihrer Seiten willkürlich als 
die principale behandelt; an und ftir sich ist vielmehr die 
Person des Gläubigers ebenso innig mit dem Rechtsver- 
hältnis verknüpft wie die des Schuldners. Jedoch gelangen 
auch wir — wenn auch auf anderem Wege — zu dem 
Resultate, dass die lex domicilii des Schuldners den Vorzug 
verdiene. Unseres Erachtens greift nämlich hier die all- 
gemeine Interpretationsregel: »In dubio pro reo« Platz. In 
konsequenter Anwendung derselben müsste man allerdings, 
wie es z. B. Windscheid thut,^) dem Schuldner gestatten, 
nach seinem Belieben auf das ihm günstigere Recht zu 
greifen; im Interesse der Rechtssicherheit wird es sich- 
jedoch empfehlen, für die Praxis von einem solchen Wahl- 
rechte Abstand zu nehmen, und in dubio der lex domicilii 
des Schuldners, welche man infolge seiner präsumptiven. 
Vertrautheit mit ihr als die ftir ihn vorteilhaftere anzusehen 
hat, ein für alle Mal das entscheidende Gewicht beizulegen. 
Daraus ergiebt sich, dass bei den zweiseitigen Eontrakten 
die Verbindlichkeit eines jeden nach seiner lex domicilii 
zu beurteilen ist;^) wenn z. B. ein Hamburger einem Ber- 
liner ein Pferd verkauft, so richtet sich im Zweifel die 
Verbindlichkeit des Verkäufers nach gemeinem, die des 
Käufers nach preussischem Recht. Bei solchen synallagma- 
tischen Verträgen könnte nun der Fall eintreten, dass der eine 
Kontrahent, ohne selbst nach seinem Recht gebunden zu 
sein, auf Grund der lex domicilii seines Mitkontrahenten 



*) Windscheid a. a. 0. § 35. 

*) Förster a. a, 0., § 11:3 b, stellt die Behauptung auf, es könne 
doch nicht das Wohnsitzrecht jedes Kontrahenten auf seine Verpflich- 
tung angewendet werden. Einerseits aber unterlässt er es, der Be- 
hauptung eine Begründung beizufügen, andererseits übersieht er, dass 
er mit seiner Theorie des Erfüllungsortes in vielen Fällen ebenfalls 
dazu gelangen muss, die Verbindlichkeiten beider Kontrahenten nach 
verschiedenem Recht zu beurteilen, Savigny a. a. 0., S. 202. SeuflFert 
Archiv XIX, No. 5 und XLII, No. 26. 
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Ton diesem Erftlllung fordern könnte ; dem steht jedoch die 
^atur des synallagmatischen Vertrages entgegen, da das 
Wesen desselben gerade in der gegenseitigen Abhängigkeit 
mehrerer Verpflichtungen besteht, mithin die eine ohne die 
:andere überhaupt keine Existenz hat. 

Dass das Domizil einem beliebigen Wechsel unterliegt, ^) 
kann gegen unsere Ansicht nicht sprechen; denn natürlich 
^ann immer nur dasjenige Domizil massgebend sein, welches 
der Schuldner zur Zeit der Eingehung der Obligation hatte, 
und ein Wechsel des Domizils ist auf die Gültigkeit und 
Wirkung derselben ohne Einfluss. 

Unser Resultat ist also folgendes: ftr die rechtliche 
Beurteilung eines Vertrages ist in erster Linie diejenige 
räumliche Beziehung massgebend, welche infolge der aus- 
drücklich ausgesprochenen oder aus den Umständen klar 
sich ergebenden Absicht der Kontrahenten als ausschlag- 
gebend anzusehen ist, und in Ermangelung einer solchen 
auf Grund des präsumptiven Parteiwillens die lex domicilii 
•des Schuldners. 

Jedoch dieses Princip lässt sich nicht starr festhalten. 
Vielmehr greifen hier andere Bücksichten ein, welche eine 
Ifodifikation desselben erheischen. 

1. In einer Beihe von Fällen wird die Anwendung aui^ 
ländischen Bechts überhaupt ausgeschlossen sein. Zunächst 
natürlich, wenn dies nach den allgemeinen Grundsätzen der 
Fall ist: so namentlich, wenn ein inländisches Gesetz aus- 
drücklich oder seinem klaren Sinne nach vorschreibt, dass 
der Bichter es unter allen Umständen anzuwenden habe 
ohne Bücksicht darauf, ob die zu seiner Kognition gelan- 
genden Fälle ihrer Natur nach dem Inlande oder dem Aus- 
lande angehören. Würde unser Becht z. B. das Spielen in 
Lotterieen überhaupt für unzulässig halten und eine Klage 
daraus versagen, so könnte auch der Anspruch eines Aus- 
länders nicht verfolgt werden, welcher im Auslande eine 
dem Bechte desselben unterstehende gültige Lotteriefor- 



^) Demburg a. a. 0., § 48 : 1, 
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derang erworben hat Sodann sind in Gemässheit der all- 
gemeinen Principien auch alle diejenigen Verträge als 
unwirksam zu behandeln^ deren Realisierung mit unseren 
moralischen Anschauungen in einem unversöhnlichen Gegen- 
satze steht; in diese Kategorie gehört beispielsweise die 
Anwerbung von Leuten zur Sklavenjagd und die bedungene 
Lieferung von Mädchen zum Zwecke der Prostitution. 

Die Anwendung ausländischen Rechts ist aber auf diesem 
Gebiete nicht blos ausgeschlossen, wenn jus cogens im in- 
ternationalen Sinne entgegensteht, sondern unter Umständen 
auch schon dann, wenn es sich nur um Normen des jus 
cogens im territorialen Sinne handelt. (Cfr. S. 13, Anm. 3). Ge- 
setze nämlich, welche die Vertragsfreiheit einschränken, werden 
häufig die Absicht erkennen lassen, die Inländer schlechthin zu 
hinden, sodass die entgegenstehenden Verpflichtungen dieser, 
selbst wenn sie ihrer Natur nach dem Auslande angehören, 
vor den Gerichten des Inlandes nieht geltend gemacht werden 
können. Wenn daher ein Gesetz das Spielen in auslän- 
dischen Lotterieen verbietet, so wird dasselbe in der Regel 
auf alle von Inländern geschlossenen derartigen Geschäfte 
sich beziehen wollen;*) einem Lotterievertrag also, der von 
einem Inländer mit einem Ausländer im Ausland geschlossen 
und auch daselbst zu erfüllen ist, der mithin seiner Natur 
nach dem Ausland angehört, werden die -Gerichte des In- 
landes die Anerkennung versagen müssen. Käme dieser 
Anspruch allerdings zur Kognition eines ausländischen 
Richters, so wäre dieser an das Verbot des inländischen 
Rechts natürlich nicht gebunden. Wären ferner in dem 
obigen Beispiele beide Kontrahenten Ausländer, so würden 
auch die inländischen Gerichte, falls deren Kompetenz be- 
gründet ist, die Verbindlichkeit als gültig anerkennen müssen. 
Eine andere Behandlung wäre nur dann gerechtfertigt, wenn 
unser Recht, wie bereits bemerkt, das Spiel überhaupt als contra 
bonos mores ansehen würde, was jedoch bei einem lediglich 
ausländische Lotterieen betreflfenden Verbote nicht anzu- 



') Seuffert Archiv, XXXVII, No. 210. 
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nehmen ist. Sehr oft wird es erst einer Untersuchung be- 
dürfen, welches die Intention unseres Gesetzes sei; eine 
Zinsbeschränkung z. B. wird in der Kegel einen blos lo- 
kalen Charakter haben und dann nur auf die dem Inlande 
angehörigen Rechtsverhältnisse zu beziehen sein; das Gesetz 
kann aber auch beabsichtigen, auf Inländer schlechthin, auch 
in Betreff ihrer dem Ausland angehörigen Verbindlichkeiten, 
Anwendung zu finden, und endlich kann sein Sinn der sein, 
dass die Gerichte alle Zinsverträge, welchem Recht die- 
selben auch ihrer Natur nach unterstehen mögen, nur bis 
zu einem bestimmten Betrage als gültig, darüber hinaus 
aber als rechtlich nicht existent behandeln sollen. Soviel 
über den Prozessort. 

2. Auch der Einfluss des Erfüllungsortes ist nicht zu 
unterschätzen. Derselbe ist zunächst ein negativer. Ist 
nämlich die Leistung, welche den Gegenstand der kon- 
kreten Obligation bildet, am Orte der Erfüllung unmöglich 
oder verboten, dann kann die Obligation keine Realisierung 
erfahren und ist mithin überall als unwirksam zu behan- 
deln.*) Aber auch in positiver Beziehung ist der Erfüllungsort 
von Wichtigkeit. Das dort geltende Recht wird regel- 
mässig für die Modalitäten der Erfüllung die massgebende 
Norm abgeben, soweit nicht eine andere Absicht der Par- 
teien klar erhellt. 2) Dies gilt namentlich für die Masse 
und Gewichte, mit denen das Zumessen oder Zuwiegen zu 
geschehen hat, sowie für die Währung, in welcher die 
Zahlung zu leisten ist. Aber auch darüber hinaus wird 
uns der Ort der Erfüllung in vielen Fällen einen Anhalts- 
punkt für die Willensrichtung der Kontrahenten gewähren. 
Die Anerkennung dieses Einflusses hat zur Folge, dass 
wir in der That meistens zu denselben Ergebnissen wie 



*) Günther in Weiskee Eechtslexikon, 1844, Bd. IV, S. 740. Bar 
a. a. 0., Bd. II, S. 7. Stobbe a. a. 0., S. 231. Seuffert Archiv, XIV, 
No. 195. 

2) H. G. B.: A. 327, 336, 353. Bar a. a. 0., Bd. II, S. 22. Stobbe, 
a. a. 0., S. 232. Wächter, Das Wechselrecht des Deutschen Reichs,. 
1883, S. 23. 
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die Theorie des ErfÜUangsorts gelangen werden, und nur 
insoweit die oben gekennzeichneten Schwächen derselben 
in Frage stehen, werden die Resultate unserer Theorie an- 
dere und bessere sein. Inwieweit die Übereinstimmung 
reicht, inwieweit Verschiedenheit vorhanden ist, wird sich 
im Laufe der folgenden Darstellung ergeben* Vor allem 
ist eine stillschweigende Unterwerftmg unter das Becht des 
Erftillungsorts in der Segel dann anzunehmen, wenn ein 
Vertrag an dem Orte seines Abschlusses zu erfüllen ist,^) 
wenn also locus actus und locus solutionis zusammenfallen, 
und nur wenn besondere Umstände entgegenstehen, z. B. 
beide Kontrahenten Angehörige desselben ausländischen 
Staates sind und sich als solche kennen, wird jene Ver- 
mutung möglicherweise nicht Platz greifen. Ist sodann 
der Erftallungsort durch die Natur der Sache gegeben, so 
ist, gleichviel ob die Parteien ihn besonders als solchen 
designiert haben oder nicht, in dubio anzunehmen, dass 
sie das Becht desselben der Verbindlichkeit zu Grunde 
gelegt haben. Dies ist der Fall, wenn ein Eontrakt im 
Hinblick auf ein an einem bestimmten Orte bestehendes 
Verhältnis abgeschlossen worden ist, ') wenn es sich also etwa 
um eine Lieferung von Bohmaterialien für eine bestimmte 
Fabrik oder um einen Pachtvertrag über ein Grundstück 
handelt. Wenn femer die Erfüllung am Domicil des 
Schuldners stattzufinden hat, sei es weil darüber eine aus- 
drückliche Vereinbarung getroffen ist, sei es weil eine 
solche nicht stattgefunden hat und auch die Natur der 
Sache auf keinen anderen Ort hinweist, auch dann stimmt 
im Besultate die Theorie des Erfüllungsortes mit der un- 
serigen überein; denn lex domicüii und lex loci solutionis 
fallen dann zusammen. Eine Verschiedenheit ergiebt sich 
also nur, einerseits wenn ein willkürlicher Erfüllungsort 
festgesetzt ist, und andererseits wenn mehrere Orte entweder 
alternativ oder zur Teilerfiillung bestimmt sind« In allen 



*) Seuffert Archiv, II, S. 119. 

*) Windscheid a, a. 0., § 35, 3. Mommsen a. a. 0., S. 176. 

5 
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diesen Fällen entspricht es unserer Ansicht nach der In- 
tention der Parteien viel mehr, das Domicilgesetz als das 
massgebende zu betrachten. 

Soweit mussten wir ausholen, um die Grundsätze kennen 
zu lernen, nach denen im allgemeinen der Sitz und damit 
das örtliche Becht einer Vertragsobligation zu bestimmen 
ist. Nun wollen wir zu unserem Satze locus regit actum 
zurückkehren und im folgenden feststellen, welche Bedeu- 
tung ihm an dieser Stelle einzuräumen ist. Aus den obigen 
Erörterungen ergiebt sich evident, dass die lex loci actus 
dann die entscheidende Norm abgeben muss, wenn die 
Kontrahenten ihr ausdrücklich diesen Charakter beilegen. 
Femer haben wir auch für den Fall ihre Anwendung bereits 
anerkannt, dass die Erfllllung am Orte des Vertrags- 
schlusses stattzufinden hat: hierher gehört z. B. das Kon- 
trahieren von Schulden im Wirtshause, deren sofortige Be- 
gleichung seitens der Gäste als selbstverständlich zu er- 
warten ist. Jedoch für diese Fälle wäre es kaum passend, 
den Satz locus regit actum zu gebrauchen: denn im ersten 
Falle beruht die Anwendbarkeit der lex loci actus lediglich 
auf dem ausdrücklich erklärten Willen der Parteien und 
im zweiten Falle auf ihrer Identität mit der lex loci so- 
lutionis. Ausnahmsweise jedoch ist dem Orte des Vertrags- 
abschlusses schon an und fUr sich eine erhöhte Bedeutung 
zuzuschreiben, und hier ist es allerdings am Platze, von 
einem locus regit actum zu sprechen. Dies gilt fUr den 
Verkehr auf Messen und Märkten und für den Wechsel- 
verkehr. 

1. Was zunächst die Messen und Märkte betrifft, nach 
deren Analogie auch die stehenden Börsen zu behandeln sind, 
so postuliert hier die bona fides des Verkehrslebens in drin- 
gender Weise, dass flir die daselbst geschlossenen Verträge der 
locus actus als principaliter massgebend anzusehen sei.^) 
Der Verkehr auf Messen und Märkten wäre entschieden 



Stobbe a. a. 0., § 33, A. 5. Bar a. a. 0., Bd. II, S. 18 u. 19- 
Mommsen a. a. 0., S. 176. 
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in Frage gestellt, wenn man jedem Kontrahenten gestatten 
würde, hinsichtlich der dort üblichen Geschäfte sich auf 
das vom Orte des Vertragsschlusses abweichende Domizil- 
gesetz zu berufen. Auch ist der Ort der Kontrahierung 
hier kein zufälliger:' vielmehr liegt gerade darin das Eigen- 
tümliche der Messen und Märkte, dass die Interessenten 
aus den verschiedensten Kechtsgebieten zu bestimmten 
Zeiten an bestimmten Orten zusammenkommen, um dort 
mit einander in unmittelbare geschäftliche Beziehungen zu 
treten. Dadurch, dass sich Angebot und Nachfrage auf 
diesen Ort konzentrieren, ergiebt sich zugleich von selbst, 
dass mangels einer entgegengesetzten Vereinbarung das 
am Vereinigungspunkte geltende Recht allen daselbst ge- 
schlossenen Verträgen zu Grunde liegt: denn stände über 
diesen nicht ein gleichmässiges Recht, so wäre die Nach- 
frage kaum in der Lage, die einzelnen Angebote auf ihre 
Vorteile hin zu prüfen und demgemäss eine vernünftige 
Auswahl zu treffen. Selbst der Umstand, dass die Kon- 
trahenten beide Inländer sind, kann nicht zur Folge haben, 
dass die auf einem ausländischen Markte von ihnen ge- 
schlossenen Geschäfte nach inländischem Recht zu beur- 
teilen sind, falls nicht eine dahin gehende Intention sicher 
nachgewiesen wird. Natürlich aber ist das am Markt- oder 
Messorte geltende Recht nur fttr diejenigen dort abge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte massgebend, welche daselbst 
üblich sind; für einen Pferdekauf z. B., der auf einem 
Wollmarkte zustande gekommen ist, kann nicht schon aus 
diesem Grunde das Recht des Marktorts ftlr anwendbar 
erachtet werden. 

2. Das gleiche Princip, die Rücksicht auf die bona fides 
des Verkehrslebens, Aihrt uns auch dazu, für die materielle 
Beurteilung einer Wechselverpflichtung im Zweifel den 
Satz locus regit actum gelten zu lassen. ^ Während man 
früher der Ansicht war,^ dass das Recht des Zahlungs- 



*) Bar a. a. 0., Bd. II, S. 163—184. 
») Z. B. Seuffert Archiv II, No. 252. 

5* 
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ortes die ganze Reihe der Wechselyerbindlicbkeiten be- 
herrsche, ist 4er heute allgemein anerkannte Standpunkt 
der, dass jede einzelne Wechselerklärong als selbständige 
Obligation unter ihrem besonderen Rechte steht. ^) Welches 
Recht dies nun ist, soll im folgenden untersucht werden. 
Die Regel ist,') dass Wechselverpflichtungen dort über- 
nommen werden, wo jemand den Mittelpunkt seiner Thätig- 
keit hat, nämlich am Orte seines Domicils.') Hier hat die 
Bestimmung des örtlichen Rechts keine Schwierigkeit. 
Denn da der Ort des Eontraktschlusses, der Erflülungsort 
und das Domicil des Schuldners zusammenfallen, so wollen 
die Kontrahenten offenbar und mtlssen yemttnftigerweise 
dem Rechte dieses Orts sich unterwerfen. Anders jedoch, 
wenn jemand ausserhalb seines Domicils eine wechsel- 
mässige Verbindlichkeit tlbemimmt. Die herrschende An- 
sicht,^) welche die flir das Obligationenrecht allgemein 
geltenden Grundsätze auch hier unterschiedslos anwenden 
will, sieht als Recht der einzelnen Wechselverpflichtung 
schlechthin dasjenige Recht an, welchem die Parteien sich 
unterwerfen wollten, und im Zweifel das Recht des Er- 
llillungsortes, welcher in der Regel mit dem Domicil zu- 
sammen&Ut. Wenn also ein Deutscher auf einer Reise im 
Auslande einen Wechsel giriert, so soll in dubio das 
deutsche Wechselrecht ftlr seine Verbindlichkeit, namentlich 
für die Frage der Regressleistung massgebend sein. 
Während das Reichsgericht sich auf diesen Standpunkt 
gestellt hat und so die Wechselverpflichtung wie jeden 
andern obligatorischen Vertrag behandelt,^) ist unseres 
Erachtens der besondere Charakter des Wechsels, seine 
Eigenschaft als internationales Verkehrsmittel (cfr. S. 27 f.), 
zu berücksichtigen und mithin auf die litera scripta der 



B. 0. H. ö. XIX, S. 203 u. XXI, S. 112. 
•) R. 0. H. G. XIX, S. 203. B. G. E. H. S. 13 u. 14. 
') resp. seiner Handelsniederlassung: dies wird hier nicht unter- 
schieden. 

*) Wächter, Wechselrecht des Deutschen Reichs, 1883, S. 20 f. 
*) B. G. E. XXI, S. 112. 
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eigentliche Wert zn legen. Jedoch ist deshalb nicht dem 
Satze locus regit actum eine zwingende Bedeutung zuzu- 
schreiben, yielmehr ist als Sitz der Wechselverpflichtung 
derjenige Ort anzusehen, welcher aus der Urkunde als 
solcher hervorgeht. Wenn also ein Berliner Kaufmann in 
Paris einen Wechsel ausstellt mit dem Vermerke, dass 
dies ftir seine Firma in Berlin geschehe, so ist Berlin als 
Sitz der Obligation anzusehen, während der Ort der Aus- 
stellung nur als zufällig erscheint. Der entgegenstehende 
Wille der Kontrahenten muss sich also, um Berücksichtigung 
zu finden, aus dem Papier selbst ergeben. Ist dies nicht 
der Fall, so spricht eine Vermutung dafür, dass die Par- 
teien sich dem Bechte des Ausstellungsortes unterwerfen 
wollten,^) und diese Präsumption muss im Verkehrsinter- 
esse als eine praesumptio juris et de jure angesehen 
werden.^) Im entgegengesetzten Falle würde über den 
Umfang der Verpflichtung und über die Schritte, welche 
zur Wahrung der Begressrechte nötig sind, eine bedenk- 
liche Unsicherheit bestehen. Nach der Ansicht des Beichs- 
gerichts soll dieser Umstand zwar de lege ferenda beach- 
tenswert sein, aber auf die Auslegung des bestehenden 
Bechts keinen Einfluss üben können. Hier ist jedoch zu 
bemerken, dass die Wechsel-Ordnung keine ausdrückliche 
Bestimmung darüber enthält, nach welchem örtlichen Becht 
eine Wechselverpflichtung in materieller Beziehung allgemein 
zu beurteilen sei. Da ferner auch die Praxis keine festen 
Grundsätze dafür ausgebildet hat, so ist eben die Frage 
aufzuwerfen, welche Behandlung der Natur der Sache am 
meisten entspricht, ob nämlich die allgemeinen Grundsätze 



') Die bona fides postuliert auch, dass im Interesse der späteren 
Erwerber der Ort der Datierung schlechthin als Ort der Ausstellung 
anzusehen ist. 

') Eine Ausnahme tritt nur ein, wenn der Wechsel nicht weiter 
begeben worden ist. Wenn also ein Deutscher im Auslande einen 
Wechsel ausgestellt und der Remittent ihn nicht indossiert hat, so 
wird dem Aussteller der Gegenbeweis freistehen, dass sie das deutsche 
Becht der Verpflichtung zu Grunde legen wollten. 
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des Vertragsrechts auch auf die Wechselobligation zu über- 
tragen seien^ oder ob der eigentümliche Charakter derselben 
eine abweichende Behandlung erheische. Es ist also nicht 
von der Auslegung eines positiven Rechtssatzes die Rede, 
sondern von der Aufstellung des richtigen Grundsatzes für 
die Lösung unserer Frage. Infolgedessen ist jene die 
Rechtssicherheit berücksichtigende Erwägung entschieden 
als ausschlaggebend zu bezeichnen, und es ist demgemäss 
einem anderweitigen, nicht im Wechsel selbst zum Ausdruck 
gelangten Willen der Kontrahenten in der Regel Beachtung 
zu versagen. 

Fassen wir nun das Resultat dieses ganzen Teiles zu- 
sammen, so ergiebt sich fttr die Beantwortung der Frage, 
welche Bedeutung dem Satz locus regit actum flir die Be- 
urteilung der Eontrakte in materieller Hinsicht zukommt, 
dass seine Geltung principiell zu verneinen, jedoch aus- 
nahmsweise für den Mess- und Markt- und den Wechsel- 
verkehr aus Rücksichten der bona fides anzuerkennen 
ist 

Während bisher von den Handlungen die Rede war, 
welche eine Obligation infolge des darauf gerichteten 
Willens der Beteiligten erzeugen, wollen wir nun zu den- 
jenigen übergehen, an welche ohne oder gegen den Willen 
der handelnden Personen das Gesetz unmittelbar eine Ver- 
pflichtung knüpft. Die ersteren, die Rechtsgeschäfte, bilden, 
wie wir gesehen haben, die Mittel der privatrechtlichen 
Selbstbestimmung der Individuen: bei diesen erscheint als 
die causa efficiens der Rechtswirkungen der Wille der 
Handelnden, und es entspricht demnach der Natur der 
Sache, die Rechtswirkungen nach demjenigen Recht zu 
beurteilen, auf welches dieselben ausdrücklich oder prä- 
sumptiv sich bezogen haben ; der zufällige Ort der Erklärung 
des Willens dagegen kann auf die rechtliche Beurteilung 
nicht von Einfluss sein. Anders aber bei den hier in Frage 
stehenden Handlungen. Denn da hier die Obligation ohne 
Rücksicht auf die Willensrichtung des Handelnden lediglich 
an den Umstand geknüpft ist, dass eine Handlung in der 
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Anssenwelt zu Tage tritt, so kann es auch allein als an- 
gemessen erscheinen, den Ort, wo die Handlung in das 
reale Leben eintritt, als massgebend dafür anzusehen, welche 
Bechtswirkungen sich an dieselbe knüpfen, und es ist denn 
auch sowohl für die frühere als flir die heutige Zeit die 
Ansicht, welche diese Obligationen nach der lex loci actus 
beurteilt, als die herrschende zu bezeichnen.*) Nur ver- 
einzelt wird postuliert, die lex domicilii ganz allgemein 
hier als massgebend zu erachten *, ^) auf diese Ansicht braucht 
jedoch nicht näher eingegangen zu werden, da dieselbe 
einer positiven Grundlage ebensowohl als einer inneren 
Rechtfertigung offensichtlich entbehrt. 

Die hauptsächlich hier in Betracht kommenden Fälle 
sind diejenigen, in welchen an die Vornahme einer delik- 
tischen oder deliktsähnlichen Handlung eine Verbindlichkeit 
zum Schadensersatze sich knüpft. Für diese ist namentlich 
durch Wächter und Savigny vom Standpunkte einer ab- 
soluten Gerechtigkeit aus die principielle Anwendung der 
lex fori verteidigt worden.*) Jedoch ihr Princip beruht 
auf einer Verwechselung des civilrechtlichen und des straf- 
rechtlichen Gesichtspunktes. Sie gehen nämlich davon aus, 
dass ein Staat nach seiner Auffassung des Gerechtigkeits- 
begriffs festsetzt, ob eine Handlung als erlaubt oder un- 
erlaubt anzusehen sei, und welche Eechtsfolgen sich daraus 
entwickeln. Insoweit daher nach seiner Anschauung ein 
Anspruch als gerechtfertigt erscheint, insoweit muss er ihn 
anerkennen, und umgekehrt muss er ihn verwerfen, insoweit 
er ihn nicht für gerecht hält, ohne dass flir ihn der Mass- 
stab in Betracht kommen kann, den eine andere Rechts- 



^) Bar a. a. 0., Bd. II, S. 146 f. ^ Demburg a. a. 0., § 48 III. 
Asser-Cohn a. a. 0«, S. 50. Schäfber a. a. 0., S. 124. Mommsen a. 
a. 0., S. 176—178. 

*) Mühlenbruch a. a. 0., § 73, IV. cfir. auch Schweppe a. a. 0., 
S. 55. 

») Wächter XXV, S. 389 f. Savigny a. a. 0., S. 278 £• Gerber 
a. a. 0., S. 70. Schmid a. a* 0., S. 75 f. Seuffert Archiv IX, 1. XI 
No. 3. XXV, No. 115. 
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Ordnung ihrer Beurteilung zu Grunde legt. Dies alles ist 
aber nur richtig, insoweit der Staat die Funktionen der 
strafenden Gerechtigkeit ausübt. Handelt es sich daher 
um die Zahlung einer Privatstrafe, so haben die Grundsätze 
des öffentlichen Strafrechts eine analoge Anwendung zu 
finden, und es kann daher auf die nach ausländischem 
Rechte begründete Zahlung einer Privatstrafe nur erkannt 
werden, wenn und soweit das einheimische Recht eine 
gleiche Straf^erpflichtung statuiert. Jedoch bezüglich der 
ciyilrechtlichen Verbindlichkeit zum Schadensersatz haben 
andere Grundsätze zu gelten. Dafür spricht auch die 
Tendenz der Gesetze, welche eine solche Verpflichtung 
begründen: denn die ratio legis ist hier, gewisse im Terri- 
torium befindliche Rechtsgüter dadurch zu schützen, dass 
dem Zuwiderhandelnden die Pflicht auferlegt wird, den 
angerichteten Schaden zu ersetzen. Dieser Schutz aber 
kann nur dann als ein genügender angesehen werden, 
wenn der Staat alle Individuen, welche sich in seinem 
Territorium aufhalten, sowohl Inländer als Fremde, zur 
Beobachtung jener Gesetze verpflichtet und ihnen für den 
Fall einer Verletzung der geschützten Interessen die Pflicht 
der Entschädigung auferlegt. Wenn ein Staat aber von 
den Angehörigen anderer Staaten die Anerkennung seiner 
Gesetze verlangt, so hat er andererseits auch dem Auslande 
denselben Anspruch gegenüber seinen eigenen Unterthanen 
zuzugestehen und dieselben eventuell auch durch seine 
Gerichte zum Ersätze anzuhalten, wenn sie im Auslande 
dort rechtlich geschützte Interessen verletzt haben. Die 
Anwendung der lex fori würde auch praktisch zu den 
unerträglichsten und ungerechtesten Resultaten führen. 
Einerseits brauchte jemand, der eine nach der lex loci 
actus unerlaubte Handlung vorgenommen hat, um sich der 
Ersatzpflicht zu entziehen, nur dieses Rechtsgebiet zu ver- 
lassen und ein anderes aufzusuchen, in welchem jene 
Handlung ihn zu nichts verpflichtet. Andererseits aber 
würde — was weit bedenklicher und gefährlicher wäre — 
unter Umständen die Möglichkeit sich ergeben, dass jemand 
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eine am Orte seines Aufenthalts erlaubte Handlung vor- 
nimmt und trotzdem dieserhalb verurteilt werden mttsste, 
weil es dem Kläger zufällig gelungen ist, den Geriehts- 
stand an einem Orte zu begründen, nach dessen Recht die 
Handlung unerlaubt ist und eine Ersatzverbindlichkeit 
erzeugt. Eine solche Praxis aber würde der wahren Ge- 
rechtigkeit Hohn sprechen. Selbst wenn ein Inländer im 
Auslande einen anderen Inländer verletzt und zwar nicht 
die lex loci actus, wohl aber das inländische Recht eine 
Verpflichtung zum Schadensersatz statuiert, ist eine Aus- 
nahme nicht zu machen. Eine solche sucht man vielfach 
durch die Behauptung zu rechtfertigen,^) dass der Schutz 
des inländischen Rechtes auch im Auslande fortdauert, und 
dass der Inländer sich seinen Verpflichtungen gegen Heimat 
und Mitbürger auch dort nicht entziehen kann. Dies ist 
jedoch nicht zutreiSend; vielmehr ist der Schutz^ den das 
Ausland innerhalb seines Territoriums gewährt, als für 
dasselbe ausreichend anzusehen, und der Umstand, dass 
die Beteiligten Inländer sind, kann nicht das Bedürfnis 
eines weitergehenden Schutzes rechtfertigen. 

An dieser Stelle sind in früherer Zeit auch alle An- 
sprüche aus dem ausserehelichen Beischlaf abgehandelt 
worden. Nach der richtigen und heute herrschenden Ansicht 
aber ist hier zu unterscheiden. Die Ansprüche der Ge- 
schwächten selbst wegen Defloration oder VerftLhrung sind 
allerdings als Deliktsansprüche anzusehen und demgemäss 
für ihre rechtliche Beurteilung dem Orte, wo die Handlung 
vorgenommen, der Beischlaf vollzogen ist, unterworfen.*) 
Und dies ist auch gerechtfertigt. Denn da bei der Ver- 
letzung der jungfräulichen Integrität, sowie überhaupt bei 
der Verführung unbescholtener Frauenspersonen in der 
Regel, wenn auch nicht die alleinige, so doch die bei 
weitem überwiegende Schuld auf Seiten des Mannes ist, 
so entspricht es sowohl den thatsächlichen Verhältnissen 



Förster a. a. 0., § 11, 4. Mommsen a. a. 0., S. 177 u. 178. 
") Anders Seuffert Archiv XIX, No. 212. 
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al8 der Billigkeit, in jenen Fällen die Vollziehung des 
Beischlafs als Delikt gegenüber dem Weibe aufzufassen. 
Anderer Natur dagegen sind im Falle einer Schwängerung 
die Ansprüche des unehelichen Kindes. Früher betrachtete 
man auch diese meist als Deliktsansprüche und beurteilte 
sie demgemäss nach dem Recht des Ortes, an welchem 
der Beischlaf stattgefunden hatte. ^) Unsere Rechtsan- 
schauung aber sträubt sich gegen die barbarische, dem 
menschlichen Gefühle zuwiderlaufende Ansicht, dass der 
Akt, welchem das Kind sein Leben verdankt, als ein gegen 
dasselbe gerichtetes Delikt aufzufassen sei, vielmehr ist es 
nach der heutzutage herrschenden Ansicht das von Natur 
zwischen dem Erzeuger und dem unehelichen Kinde be- 
stehende Familienband, auf welchem die Ansprüche des 
letzteren basieren. 

Als Resultat der vorstehenden Erörterungen ergiebt sich 
also, dass das Recht des Orts, wo eine Handlung vorge- 
nommen ist, schlechthin entscheidet, ob sich an dieselbe eine 
gesetzliche Verpflichtung unmittelbar knüpft, und eventuell 
welche di^s ist: es gilt also der Satz locus regit actum. 
Natürlich ist hier gemäss den allgemeinen Grundsätzen 
dann eine Ausnahme zu machen, wenn am Orte des 
Gerichts ein Prohibitivgesetz entgegensteht: z. B. wenn 
die lex fori eine Deflorationsklage gar nicht zulässt. Ferner 
ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass es an einem 
jus loci delicti commissi überhaupt fehlt, und es ist die 
Frage aufzuwerfen, welche Norm dann als massgebend an- 
zusehen sei. Praktisch wird dieser Fall namentlich bei 
Schiffskollisionen im offenen Meere. ^) In der Regel wird 
hier die unbedingte Geltung der lex fori verteidigt: da 
jedoch diese Lösung das anzuwendende Recht vom Belieben 
des Klägers oft wenigstens abhängig macht, kann sie als 



*) Kori, Erörterung praktischer Rechtsfragen, 1837, Bd. III, S. 13 f. 
Kritz, Rechtsfälle, 1839, Bd. I, S. 124 f. Braim a. a. 0., S. 59. 

•) Förster a. a. 0., § 11, 4. Asser -Cohn a. a. 0., S. 124. Bei 
Kollisionen in Territorialgewässem hat das jedesmalige Territorialrecht 
zu gelten. B. ö. E. XXI, No. 24. 
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befriedigend nicht bezeichnet werden. Vielmehr scheint 
es der Natur der Sache mehr zu entsprechen, das Heimats- 
recht des Beklagten als massgebend zu erachten; jedoch 
wird man aus Rücksichten der Billigkeit die Praxis üben, 
dem Verletzten nicht mehr zuzuerkennen, als er selbst im 
umgekehrten Falle nach seinem Heimatsrechte zu leisten 
hätte. ^) 

§ 7« Schluss. 

Wenn wir nun das Resultat dieser Arbeit überblicken, 
so sehen wir, dass der Satz locus regit actum in dieser 
Allgemeinheit dem geltenden Recht nicht entspricht. Alle 
Versuche, ihn historisch oder principiell zu begründen, 
müssen als missglückt angesehen werden. In einzelnen 
Beziehungen aber ist der Satz richtig. Um diese aufzu- 
finden, muss man den actus in seine einzelnen Bestandteile 
zerlegen und die facultas actus, die forma actus und die 
substantia et effectus desselben einer gesonderten Betrachtung 
unterziehen. Für die facultas actus haben wir gefunden, 
dass nur ganz ausnahmsweise im Interesse der bona fides 
die Geltung des Satzes zu behaupten ist. Für die forma 
actus dagegen hat er zweifellos eine sehr weitgehende 
Geltung: aber auch hier fliesst er nicht aus einem all- 
gemeinen Princip, sondern in Durchbrechung der Rechts- 
konsequenz hat er sich auf. gewohnheitsrechtlichem Wege 
Anerkennung yerschafft und dadurch ein dringendes Postulat 
des Verkehrs erfüllt. Was sodann im Gegensatz zu der 
äusseren formellen Seite die innere Seite der Handlungen, 
die substantia et effectus, betrifft, so kann, wie wir gesehen 
haben, im Gebiete des Sachenrechts, des Familienrechts 
und des Erbrechts von einer Anwendbarkeit des Satzes 
locus regit actum überhaupt keine Rede sein. Denn die 
hier in Betracht kommenden Handlungen haben sämtlich 
einen so festen Sitz im Räume, eine so heryorstechende 
örtliche Beziehung, dass der zufällige Ort, an dem sie zu 

') Bar a. a. 0., Bd. H, S. 211 f. 
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Stande kommen, für die rechtliche Beurteilung ihres inneren 
Wesens ernstlich nicht in Frage kommt. Dagegen sind die 
obligatorischen Handlungen mit mehr latenten Beziehungen 
im Baume ausgestattet. Hier fällt eine tiefgreifende Ver- 
schiedenheit auf, welche auch für die Frage des örtlichen 
Bechts eine abweichende Beurteilung der Natur der Sache 
nach begründet. Die hierher gehörigen Handlungen nämlich 
sind entweder solche, bei denen der Wille der Beteiligten 
auf die Erzeugung einer Obligation gerichtet ist, oder solche, 
an welche das Gesetz unmittelbar, ohne Bücksicht auf den 
Willen der handelnden Personen, die Entstehung einer 
Obligation knüpft. Für die erste Kategorie, welche die 
obligatorischen Bechtsgeschäfte umfasst, ist naturgemäss 
die Willensrichtung der Handelnden in ausgedehntester 
Weise zu berücksichtigen und kann daher von einer prin- 
cipiellen Geltung des Satzes locus regit actum keine Bede 
sein ; wohl aber erscheint eine ausnahmsweise Anerkennung 
desselben ftlr den Verkehr auf Messen und Märkten und 
für den internationalen Wechselyerkebr vom Standpunkte 
der bona fides aus als dringend geboten. Dahingegen ist 
für die Handlungen, welche zur zweiten Kategorie gehören, 
die lex loci actus schlechthin bestimmend: denn ver- 
nünftigerweise kann nur dasjenige Becht, in dessen Gebiet 
eine Handlung zu Tage tritt, als entscheidend daftir an- 
gesehen werden, welche Bechtswirkungen an das blosse 
Eintreten derselben in die Aussenwelt geknüpft sind. 

Ein Blick über diese Besultate belehrt uns, dass dem 
Satze locus regit actum eine eigentlich umfassende Be- 
deutung nur ftir die formelle Seite der Bechtshandlungen 
zukommt. So erklärt es sich denn auch, wenn die neuere 
Doktrin ziemlich übereinstimmend den Satz locus regit actum 
überhaupt nur da gebraucht, wo von der Form der Hand- 
lungen die Bede ist. 



Lebenslauf. 



Am 8. April 1869 wurde ich zu Breslau geboren als 
Sohn des verstorbenen Eaufinanns Rudolf Mankiewicz 
nnd seiner Ehefrau Jenny geborenen Langendorff. Von 
Ostern 1875 bis Ostern 1887 besuchte ich daselbst die 
Schule, und zwar 4 Jahre lang die Wanckel'sche höhere 
Knabenschule und sodann das Gymnasium zu St. Elisabeth, 
welches ich Ostern 1887 mit dem Zeugnis der Keife verliess. 
Nachdem ich in dem darauf folgenden Sommer zu Breslau 
Medizin studiert hatte, wendete ich mich dem Studium der 
Rechtswissenschaft zu und lag demselben während sechs 
Semestern ,an den Universitäten Berlin, Heidelberg und 
Breslau ob. Vorlesungen hörte ich bei den Herren Professoren 
Aegidij Benneeke, Berner, Brie, Dahn, Eck, Elster, 
Fischer, Kariowa, Lesser, von Miaskowski, Schott, 
von Schtdze, Seuffert, Stampe, Stengel, Ad. Wagner, 
Wlassak. 
Am 13. Dezember 1890 bestand ich bei dem Kgl. Ober- 
landesgericht zu Breslau die erste juristische Prüfung. Ich 
trat sodann in den praktischen Vorbereitungsdienst ein 
und wurde am 24. Dezember 1890 als Referendar an dem 
Kgl. Amtsgericht zu Konstadt vereidigt, wo ich noch jetzt 
beschäftigt bin. 



Thesen. 

1. Das örtliche Recht einer Vertragsobligation in materieller 
Beziehung ist im Zweifel das Wohnsitzrecht des Scholdnef s. 

2. Wenn der Käufer die Ware, die er als mangelhaft be- 
anstandet hat, weiterveräussert , so wird dadurch die 
Geltendmachung des Anspruchs auf Preisminderung oder 
Entschädigung nicht ausgeschlossen. 

3. Das Fflichtteilsrecht ist nach preussischem Recht Forde- 
rungsrecht, nicht Erbrecht. 

4. Der § 193 des Reichs -Strafgesetzbuchs versteht unter 
dem Vorhandensein einer Beleidigung die Absicht zu 
beleidigen. 

6. Die Deutsche Civilprozessordnung verlangt für die Elag- 
schrift die Substanziierung, nicht die blosse Individuali- 
sierung des Klagegrundes. 
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